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Die ,Gesundheit Osterreich GmbH* wurde mit Bundesgesetz (,GOGG*) vom 31. Juli 2006,
BGBI. Nr. 132, errichtet. Alleingesellschafter ist der Bund, vertreten durch die/den fir das
Gesundheitsressort verantwortliche/n Bundesministerin/Bundesminister.
Die Gesellschaft umfasst folgende Geschaftsbereiche:

,Osterreichisches Bundesinstitut fir Gesundheitswesen* (OBIG),

~Bundesinstitut fir Qualitat im Gesundheitswesen” (BIQG) und

.Fonds Gesundes Osterreich* (FGO).
Weitere Geschaftsbereiche kdnnen durch die Generalversammlung eingerichtet werden.

Laut § 19 Abs. 1 GOGG ist die Gesellschaft kollektivvertragsfahig.
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ABSCHNITT |

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Geltungsbereich

Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages gelten fur die Beschaftigten der
Gesundheit Osterreich GmbH, soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt
wird.

Als Beschaftigte im Sinne des Abs. 1 gelten alle Personen, die unter Zuordnung
zu einer Verwendungsgruppe der Bezugsordnung (Abschnitt Ill) dieses Kollektiv-
vertrags bei der Gesundheit Osterreich GmbH unter Vertrag stehen.

Die Gesundheit Osterreich GmbH wird im Folgenden GOG genannt.

Fur den/die Geschéftsfilhrer/in und die Geschéftsbereichsleiter/innen der GOG
gelten die Bestimmungen des Kollektivvertrages nur soweit, als dies in den
betreffenden Einzeldienstvertragen ausdricklich vereinbart ist.

Fur Beschéaftigte der GOG, die zu mehr als 50 Prozent in einem anderen Dienst-
verhaltnis stehen oder eine kontinuierliche freiberufliche Téatigkeit austben, gel-
ten folgende Bestimmungen dieses Kollektivvertrages nicht:

a) die Bestimmungen uber die Kiindigung;
b) die Bestimmungen tber den Urlaub;

c) die Bestimmungen Uber die Bezlge im Krankheitsfall.

Fiur jene Beschaftigten der GOG, mit denen entsprechend den Ubergangsbe-
stimmungen (8 44) gesonderte Vereinbarungen getroffen wurden, kommen die
in diesem Kollektivvertrag getroffenen Regelungen bezlglich Einreihung (8§ 23),
Einstufung (8 24) sowie Gehaltserhéhung und Umreihung (8 25) nicht zur An-
wendung. Alle tGbrigen Bestimmungen des Kollektivvertrags gelten auch fir die-
se Beschaftigten.

Soweit nicht die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages ginstiger sind, gelten

fur die Beschaftigten der GOG die Bestimmungen des Angestelltengesetzes.

Anstellung

Ein Dienstverhéaltnis auf Probe kann nur fur die Hochstdauer von einem Monat
abgeschlossen werden. Wahrend dieser Zeit kann es von jedem Vertragsteil je-
derzeit ohne Angabe von Griinden geldst werden.

Zeitbefristete Dienstvertrage sollen nur in begriindeten Féllen abgeschlossen
werden.
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Der/Dem Beschaftigten ist nach Abschluss des Dienstvertrages von der Dienst-
geberin eine schriftliche Aufzeichnung Uber die wesentlichen Rechte und Pflich-
ten aus dem Dienstvertrag auszufolgen, wobei das im Anhang A abgedruckte
Muster eines Dienstzettels zu verwenden ist. Dem Betriebsrat wird unverztiglich
eine Kopie des Dienstzettels Ubermittelt.

Personalevidenz

Die Beschaftigten sind verpflichtet, die zur Anlegung und ordnungsgemaéaRen
Fuhrung der Personalevidenz notwendigen Unterlagen beizubringen und Ver-
anderungen unverziglich anzuzeigen.

Die Dienstgeberin ist verpflichtet, der/dem Beschéftigten in ihre/seine Personale-
videnz Einsicht zu gewéhren.
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ABSCHNITT II

DIENSTRECHT

Generelle Bestimmungen zur Arbeitszeit

Die wochentliche Normalarbeitszeit betragt 40 Stunden und ist grundsatzlich auf
die Tage von Montag bis Freitag aufzuteilen. Ihre tgliche Einteilung ist durch Be-
triebsvereinbarung zwischen Geschaftsfiihrer/in und Betriebsrat festzulegen.

Gemal § 4b AZG kann im Rahmen einer Gleitzeitvereinbarung die tagliche Nor-
malarbeitszeit von Volljghrigen bis auf zehn Stunden verlangert werden.

Den Beschaftigten ist die Gelegenheit zur Einnahme eines Mittagessens zu ge-
ben, sofern die tagliche Arbeitszeit mehr als sechs Stunden betragt. Die Mit-
tagspause betragt eine halbe Stunde und wird in die Arbeitszeit eingerechnet.

Karfreitag, der 24. Dezember und der 31. Dezember sind dienstfrei unter Fort-
zahlung des Entgeltes.

Flexible Arbeitszeitgestaltung

Insoweit es die betrieblichen und organisatorischen Erfordernisse zulassen, ist
den Beschaftigten eine ihren individuellen Bedurfnissen entsprechende flexible
Arbeitszeitgestaltung zu ermoglichen.

a) Die flexible Arbeitszeitgestaltung betrifft die tagliche und wdchentliche Ar-
beitszeit bis hin zur Lebensarbeitszeit.

b) Insbesondere ist der Wechsel von Teilzeit- auf Vollzeitbeschéaftigung und um-
gekehrt zu ermdglichen.

Néahere Regelungen der flexiblen Arbeitszeitgestaltung sind in einer Betriebs-
vereinbarung zu treffen.

Die Betriebsvereinbarung wird erméachtigt, fir die Beratungstatigkeit in der
Vergiftungsinformationszentrale (VIZ) die Verlangerung der Normalarbeitszeit bei
Arbeitsbereitschaft gemafl 8§ 5 AZG und die Verlangerung der Normalarbeitszeit
bei besonderen Erholungsmdaglichkeiten gemaf? § 5a AZG zuzulassen.

Telearbeit

Telearbeit ist auf Initiative der/des Beschéftigten im Einvernehmen zwischen
Geschaftsfuhrer/in bzw. Geschaftsbereichsleiter/in und der/dem betreffenden Be-
schaftigten maoglich.
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Telearbeit liegt vor, wenn der Arbeitsplatz einer/eines Beschaftigten an einen
oder mehrere aulerbetriebliche Arbeitsorte, insbesondere in die Wohnung
der/des Beschaéftigten, in einem zu vereinbarenden Ausmald verlegt wird.

Voraussetzung fir die Zulassigkeit von Telearbeit ist eine schriftliche Vereinba-
rung zwischen Geschaftsfiuhrer/in und der/dem betreffenden Beschéftigten. Be-
schéftigte, die Telearbeit vereinbart haben, haben denselben Zugang zu Aus-
und Fortbildungs- sowie zu Entwicklungsmoglichkeiten wie vergleichbare Be-
schéftigte, die ausschlieBlich am Standort der GOG tétig sind.

Die soziale Integration der/des Beschaftigten in die GOG bzw. ihre/seine Kom-
munikation mit der GOG soll trotz der Téatigkeit an einem Telearbeitsplatz ge-
wahrleistet bleiben. Um diese Verbindung zu sichern bzw. eine erforderliche
Anwesenheit bei gerechtfertigtem Bedarf zu erméglichen, soll Telearbeit nicht fur
das gesamte Ausmal} an Arbeitszeit der/des Beschéftigten vereinbart werden.

Nahere Regelungen zu den Bedingungen der Telearbeit (insbesondere Arbeits-
statte, Arbeitszeit, Arbeitsmittel, Haftungsregelungen, Reisezeiten, Aufwandser-
stattung, Kontakt zur GOG, Information des Betriebsrates) sind in einer Be-
triebsvereinbarung zu treffen.

Sabbatical

Unter Sabbatical wird im gegebenen Zusammenhang eine langere, das heifl3t
eine mehrere Wochen bzw. Monate ununterbrochen dauernde berufliche Freistel-
lung verstanden, die auf einer vorangegangenen Ansparung eines entsprechen-
den Arbeitszeit- und/oder Gehalts-Guthabens basiert.

Das Angebot eines Sabbaticals kann sowohl von Vollzeit- als auch von Teilzeit-
beschéftigten genutzt werden. Die Nutzung dieses Angebots erfolgt auf freiwilli-
ger Basis und bedarf einer schriftlichen Vereinbarung zwischen Geschéftsflih-
rer/in und der/dem betreffenden Beschaftigten entsprechend den nachstehen-
den sowie in einer diesbezliglichen Betriebsvereinbarung festgelegten Regelun-
gen. Auf Wunsch der/des Beschéftigten kann der Betriebsrat zur Uberpriifung
dieser individuellen schriftlichen Vereinbarung beigezogen werden.

Nach Beendigung des Sabbaticals besteht ein Anspruch auf Rickkehr auf den-
selben Arbeitsplatz. Existiert dieser Arbeitsplatz nicht mehr, so muss ein gleich-
wertiger Arbeitsplatz angeboten werden. Wahrend der Inanspruchnahme des
Freizeitblockes ist eine Kindigung nicht zulassig. Nach der Rickkehr aus dem
Sabbatical gelten die entsprechenden Kindigungsfristen gemaf 88 18 und 19.

Die Abwicklung eines Sabbaticals erfolgt in einer auf maximal funf Jahre be-
grenzten ,Rahmenzeit. Diese Rahmenzeit gliedert sich in eine ,Ansparzeit* und
in einen ,Freizeitblock". Die Ansparzeit kann auf zwei Arten genutzt werden, um
jene Mittel zu generieren, die im Verlauf des Freizeitblocks zur Auszahlung ge-
langen: Entweder werden durch eine vereinbarte Entgeltkiirzung wahrend eines
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definierten Zeitraumes Mittel angespart, die die Auszahlung des verringerten
Entgelts auch fur die Dauer des Freizeitblocks erméglichen (siehe Abs. 5), oder
es wird innerhalb einer vereinbarten Frist ein Arbeitszeitguthaben eingearbeitet,
das eine Entgeltfortzahlung auch wahrend der Inanspruchnahme des Freizeit-
blocks sicherstellt (siehe Abs. 6). Eine Kombination beider Modelle ist méglich.

Regelungen zum Modell ,Entgeltkiirzung*:

a) Die Dauer der Rahmenzeit (Ansparzeit plus Freizeitblock) ist mit maximal finf
Jahren begrenzt.

b) Die Dauer der Rahmenzeit, die Lange der Ansparzeit, die Hohe der Entgelt-
kirzung sowie die Dauer des Freizeitblocks sind unter Wahrung ihrer Aus-
gewogenheit und unter Einhaltung der vorgegebenen Regeln individuell zu
vereinbaren.

c) Die fur die Ansparzeit vereinbarte individuelle wdchentliche Normalarbeitszeit
gilt auch im Falle einer Dienstverhinderung oder eines Urlaubs.

d) Wird die Ansparzeit bzw. der Freizeitblock aus welchem Grund auch immer
vorzeitig beendet, ist das Entgelt (inklusive der Sonderzahlungen) fir den bis
dahin zurlickgelegten Zeitraum so zu berechnen, als ob es nicht gekirzt wor-
den ware, und die sich daraus ergebende Differenz zum gekirzten Entgelt
nachzuzahlen.

e) Etwaige Abfertigungsanspriche sind auf Grundlage des ungeklrzten Ent-
gelts zu berechnen.

Regelungen zum Modell ,Arbeitszeitguthaben®:

a) Sowohl die Ansparung eines auf ein Sabbatical abzielenden Arbeitszeitgut-
habens als auch seine Konsumierung in Form eines ,Freizeitblocks" haben in-
nerhalb eines Durchrechnungszeitraums (Rahmenzeit) zu erfolgen, der finf
Jahre nicht Ubersteigt.

b) Um im Hinblick auf ein Sabbatical ein Arbeitszeitguthaben ansparen zu kon-
nen, darf die individuelle wochentliche Normalarbeitszeit auf bis zu 45 Stun-
den ausgedehnt werden, ohne jedoch eine tagliche Hochstarbeitszeit von
zehn Stunden zu Uberschreiten.

c) Wird die voranstehend beschriebene Ausdehnung der Normalarbeitszeit
zwecks Ansparung eines sabbaticalgebundenen Arbeitszeitguthabens in An-
spruch genommen, so gebiuhrt der/dem Beschéaftigten weiterhin jenes Ent-
gelt, das ihr/ihm bis zum Zeitpunkt der Ausdehnung ihrer/seiner Normalar-
beitszeit zustand. Die Uber diese Normalarbeitszeit hinaus erbrachte Arbeits-
leistung begrundet das bei Antritt des Freizeitblocks fallig werdende Entgelt.

d) Stunden, die Uber das fur die vorgesehene Freizeitgewéhrung erforderliche
Ausmald hinaus eingearbeitet wurden, sind als Mehrstunden zu bewerten, die
nach Ablauf der vereinbarten Rahmenzeit entweder in Freizeit konsumiert
werden kénnen oder finanziell abzugelten sind.

11



(7)

§9 (1)
2)
§10 (1)
2)

12

Die vorliegende kollektivvertragliche Regelung des Sabbaticals ist durch eine
Betriebsvereinbarung zu konkretisieren, wobei insbesondere folgende Punkte
einer Regelung zuzufiihren sind:

a) fachlicher Geltungsbereich,
b) Auswahl der Teilnehmer/innen,
¢) Durchrechnungszeitraum und Konsumation der angesparten Zeit,

d) Ausmafd und Bewertung der angesparten Stunden bzw. Ausmal® und Dauer
der Entgeltreduktion,

e) Anspriiche, die sich nach der Dauer der Dienstzeit richten,
f) Anspruch auf das 13. und 14. Monatsgehalt,

g) Wiedereingliederungsmaflinahmen nach dem Sabbatical,
h) Rucktrittsmdglichkeiten von der Sabbaticalvereinbarung,

i) Ausmald der Vergutung der angesparten Stunden im Fall eines Rucktrittes
vom Sabbatical sowie bei Auflésung des Dienstverhaltnisses.

Betriebliche Gesundheitsférderung

Die GOG verfugt mit ihrem Geschaftsbereich Fonds Gesundes Osterreich tber
ein Kompetenzzentrum fiir Gesundheitsférderung. Gesundheitsférderung setzt
an den Lebenswelten der Menschen an, dabei gilt die Arbeitswelt als ein zentra-
les Handlungsfeld der Gesundheitsforderung. Die GOG bekennt sich zur Lu-
xemburger Deklaration zur betrieblichen Gesundheitsférderung aus dem Jahre
1997 als anerkanntes Grundlagenpapier der modernen settingorientierten Be-
trieblichen Gesundheitsforderung in der Europaischen Union.

Die fiir die GOG verpflichtenden Grundséatze der Betrieblichen Gesundheitsforde-
rung sowie die UmsetzungsmalRnahmen wurden in einer Betriebsvereinbarung
festgehalten. Zur Planung und Umsetzung der MaRRnhahmen wird ein Arbeits-
schutzausschuss gemalfd Arbeitnehmerinnenschutzgesetz eingerichtet.

Anrechnung von Vordienstzeiten

Vordienstzeiten, die nach Maligabe der folgenden Bestimmungen anerkannt
werden, werden auf die Dauer des Dienstverhéltnisses hinsichtlich der Einstu-
fung in das Gehaltsschema sowie des Anspruches auf Entgeltfortzahlung bei
Dienstverhinderung infolge Krankheit oder Unfall angerechnet.

Fur die Anrechnung von Vordienstzeiten hinsichtlich der Einstufung in das Ge-
haltsschema gilt: In anderen Dienstverhaltnissen zugebrachte Dienstzeiten so-
wie Zeiten einer selbststandigen Erwerbstétigkeit sind, sofern wahrend dieser
Zeit eine einschlagige Tatigkeit ausgelbt wurde und die einzelnen Dienstver-
haltnisse bzw. selbststandigen Erwerbstatigkeiten mindestens drei Monate un-
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unterbrochen gedauert haben, bis zum Hochstausmafd von vier Jahren sofort zur
Ganze anzurechnen. Zeiten des ordentlichen Prasenzdienstes oder Zeiten des
Zivildienstes werden als zuséatzliche Vordienstzeiten nur dann anerkannt, wenn
nachgewiesen wird, dass sie mit einer Ausbildung oder Téatigkeit verbunden wa-
ren, die im Hinblick auf die Téatigkeit der/des betreffenden Beschéftigten in der
GOG als einschlagig zu werten sind.

Fur die Anrechnung von Vordienstzeiten hinsichtlich des Anspruches auf Ent-
geltfortzahlung bei Dienstverhinderung in Folge Krankheit oder Unfall gilt: In an-
deren Dienstverhaltnissen zugebrachte Dienstzeiten sowie Zeiten einer selbst-
sténdigen Erwerbstatigkeit sind, sofern wahrend dieser Zeit eine einschlagige T&-
tigkeit ausgeiibt wurde und die einzelnen Dienstverhaltnisse bzw. selbststandi-
gen Erwerbstatigkeiten mindestens drei Monate ununterbrochen gedauert haben,
bis zum Hdchstausmal von sieben Jahren sofort zur Ganze anzurechnen. Zeiten
des ordentlichen Présenzdienstes oder Zeiten des Zivildienstes werden als zu-
satzliche Vordienstzeiten nur dann anerkannt, wenn nachgewiesen wird, dass sie
mit einer Ausbildung oder Tatigkeit verbunden waren, die im Hinblick auf die Ta-
tigkeit der/des betreffenden Beschéftigten in der GOG als einschlagig zu werten
sind.

Fur die Anrechnung von Vordienstzeiten hinsichtlich der Verlangerung der Kin-
digungsfristen gilt: Fir ab 1.1.1998 eintretende Beschéftigte erfolgt keine Aner-
kennung bzw. Anrechnung von Vordienstzeiten hinsichtlich der Kiindigungsfrist.
Fur alle bis zum 31.12.1997 eingetretenen Beschaftigten gilt darlber hinaus,
dass hinsichtlich der Kundigungsfrist Vordienstzeiten bis zu sieben Jahren an-
gerechnet werden.

Wenn es im Interesse der GOG gelegen ist, kénnen Vordienstzeiten geman
Abs. 2 und 3 unter Mitwirkung des Betriebsrates dartiber hinaus teilweise oder
zur Ganze angerechnet werden. Bei Nichteinigung gilt die Entscheidung der Ge-
schéaftsfuhrerin / des Geschaftsfihrers.

Anrechenbar sind nur Zeiten, die nach dem vollendeten 18. Lebensjahr zurlick-
gelegt wurden. Fir Beschaftigte, die in die Verwendungsgruppen V 1 und V 2
eingereiht werden, sind auch Vordienstzeiten ab dem vollendeten 17. Lebens-
jahr anrechenbar.

Anrechnung von Vordienstzeiten fur die
Bemessung des Urlaubsausmales

Unbeschadet der Bestimmungen des § 3 des Bundesgesetzes vom 7. Juli 1976
betreffend die Vereinheitlichung des Urlaubsrechtes und die Einfihrung einer
Pflegefreistellung, BGBI. Nr. 390, werden fir die Bemessung des Urlaubsausma-
Res dartber hinaus angerechnet:

13
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a) Zeiten des ordentlichen Prasenzdienstes oder Zeiten des Zivildienstes bis zu
einem Hochstausmalf? von zwdlf Monaten,

b) Zeiten einer Karenz im Sinne des Mutterschutzgesetzes bzw. Vater-
Karenzgesetzes bis zu einem Héchstausmali von 24 Monaten,

c) Zeiten gemal § 10 bis zu einem Hochstausmali von sieben Jahren.

Eine mehrfache Anrechnung derselben ZeitrAume ist unzulassig.

Urlaub

Der Anspruch der Beschéftigten auf Urlaub entsteht gemaf3 § 2 Urlaubsgesetz im
ersten Arbeitsjahr im Verhéaltnis zu der im Arbeitsjahr zurtickgelegten Dienstzeit.

Der Zeitpunkt des Urlaubsantrittes ist im Einvernehmen zwischen der/dem Be-
schéftigten und der Dienstgeberin unter Ricksichtnahme auf die Erholungsmaog-
lichkeiten der/des Beschaftigten und auf die Erfordernisse des Arbeitsablaufes
festzulegen. Erziehungsberechtigte von Schilerinnen/Schilern werden zur Zeit
der Ferien der Kinder bevorzugt.

Der Urlaub betragt in jedem Dienstjahr:

bis zu einer Dienstzeit von 5 Jahren 25 Arbeitstage
nach einer Dienstzeit von 5 Jahren 26 Arbeitstage
nach einer Dienstzeit von 10 Jahren 27 Arbeitstage
nach einer Dienstzeit von 15 Jahren 29 Arbeitstage
nach einer Dienstzeit von 20 Jahren 30 Arbeitstage
nach einer Dienstzeit von 25 Jahren 32 Arbeitstage

Wahrend des Urlaubes behalten die Beschéftigten grundsatzlich Anspruch auf
jenes Entgelt, das ihnen gebihrt hatte, wenn der Urlaub nicht angetreten wor-
den ware. Insbesondere gebihren alle im § 22 angefuhrten Teile der Dienstbe-
ziige. Soweit Uberstunden und Mehrstunden nicht regelmaRig durch Zeitaus-
gleich abgegolten werden, ist bei der Berechnung der Uberstunden- und Mehr-
stundenentlohnung fiir das Urlaubsentgelt vom durchschnittlichen Uberstunden-
bzw. Mehrstundenausmal der letzten zwdlf Monate vor dem Monat Juni auszu-
gehen. Hat das Dienstverhaltnis weniger als sechs Monate gedauert, so ist der
Berechnung die Dauer des Dienstverhaltnisses gemaf Abs. 1 zugrunde zu le-
gen. MalRRgebend fir die Berechnung ist der Grundstundenlohn im Monat der
Falligkeit der Urlaubssonderzahlung. Der auf diese Weise berechnete Teil des
Urlaubsentgeltes ist mit der Urlaubssonderzahlung im Juni auszuzahlen. Bei
vorheriger Auflosung des Dienstverhaltnisses erfolgt die Auszahlung zusammen
mit der Urlaubsabfindung oder der Urlaubsentschadigung.
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Bei Krankheit von mehr als drei Tagen wird der Urlaub sowohl im Inland als auch
im Ausland unterbrochen. Diese Bestimmung gilt nur dann, wenn die/der Be-
schéftigte die Erkrankung ohne Verzug meldet und bei Wiederantritt des Dienstes
ein arztliches Zeugnis oder eine Bestéatigung der zustandigen Krankenkasse vor-
legt.

Dienstverhinderung infolge Krankheit oder Unfall

Sind Beschaéftigte durch Krankheit oder Unfall an der Leistung ihrer Dienste ver-
hindert, so sind sie verpflichtet, ohne Verzug die Dienstverhinderung anzuzei-
gen und bei l&nger als drei Tage dauernder Erkrankung eine Bestatigung der be-
handelnden Arztin/des behandelnden Arztes vorzulegen.

Sind Beschéftigte durch ein Ereignis im Sinne des Abs. 1 an der Leistung ihrer
Dienste verhindert, ohne dass sie die Verhinderung vorsatzlich oder durch grobe
Fahrlassigkeit herbeigefiuihrt haben, so behalten sie Anspruch auf das Entgelt
(822 Abs. 1 Z. 1 und 2) bis zur Dauer von drei Monaten. Der Anspruch auf das
Entgelt erhoht sich auf die Dauer von finf Monaten, wenn das Dienstverhéaltnis
funf Jahre, von sieben Monaten, wenn es funfzehn Jahre, und von neun Mona-
ten, wenn es funfundzwanzig Jahre ununterbrochen gedauert hat. Hat das
Dienstverhéltnis langer als funf Jahre gedauert, so behalt die/der Beschaftigte
den Anspruch auf das halbe Entgelt durch weitere vier Wochen.

Tritt innerhalb eines halben Jahres nach Wiederantritt des Dienstes abermals
eine Dienstverhinderung (Abs. 1) ein, so hat die/der Beschétftigte fiir die Zeit der
Dienstverhinderung, soweit die Gesamtdauer der Verhinderungen die in Abs. 2
bezeichneten ZeitrAume Ubersteigt, Anspruch auf die Halfte des ihr/ihm geman
Abs. 2 geblihrenden Entgeltes.

Die Anspriiche nach Abs. 2 und 3 bleiben wahrend der in diesen Absatzen an-
geflhrten Zeitraume auch bestehen, wenn

a) wahrend der Dienstverhinderung das Dienstverhaltnis durch die Dienstgebe-
rin gekundigt oder

b) die/der Beschaftigte ohne Grund vorzeitig entlassen wird oder
c) die Dienstgeberin ein Verschulden am vorzeitigen Austritt der/des Beschéftig-
ten trifft.

Wahrend des Krankenstandes behalten die Beschaftigten grundsatzlich An-
spruch auf jenes Entgelt, das ihnen gebihrt hatte, wenn sie nicht krank gewor-
den waren. Insbesondere gebuhren alle im § 22 angefiihrten Teile der Dienst-
bezlge.
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(2)

§15 (1)

(2)

§16 (1)

16

(2)

Dienstverhinderung aus wichtigen persdnlichen Griinden

Den Beschaftigten wird aus wichtigen persoénlichen Grinden Freizeit unter Ent-
geltfortzahlung gewahrt, u. a. bei

eigener Eheschlief3ung 3 Arbeitstage
EheschlieBung von Kindern oder Geschwistern 1 Arbeitstag

Ubersiedlung des eigenen Haushaltes,
die notwendige Zeit, jedoch innerhalb eines

halben Jahres héchstens 2 Arbeitstage
Niederkunft der Gattin (Lebensgeféahrtin) 2 Arbeitstage
Tod des Ehegatten, der Ehegattin (Lebensgefahrten,

Lebensgefahrtin), Tod von Eltern oder Kindern 2 Arbeitstage
Tod von anderen nahen Verwandten 1 Arbeitstag
Dienstjubilaum 1 Arbeitstag

Fur die Pflegefreistellung bei pl6tzlich auftretender Krankheit einer/eines Angeho-
rigen gelten die Bestimmungen der 88 16 und 17 des Urlaubsgesetzes, BGBI
1976/390. Pflegekinder sind eigenen Kindern gleichzuhalten. Ferner gilt die
Pflegefreistellung auch fir jene Personen, die mit der/dem Beschéftigten in Le-
bensgemeinschatft leben.

Sonderbestimmung fir Menschen mit Behinderung

Beschaftigte haben Anspruch auf Erhéhung des ihnen gemal § 12 Abs. 3 ge-
bihrenden UrlaubsausmalRes um finf Arbeitstage, wenn am Stichtag des Ur-
laubsanfalles eine Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50 v. H. von
der zustandigen Behorde festgestellt wurde.

Die GOG verpflichtet sich, die Beschéftigungspflicht von Behinderten im Sinne
des Behinderteneinstellungsgesetzes zu erfillen und Behinderte bei Ausschrei-
bungen dezidiert zur Bewerbung einzuladen.

Aus- und Fortbildung

Die Forderung der standigen fachlichen und personlichen Aus- und Fortbildung
der Beschéftigten stellt fir die GOG ein wichtiges Anliegen dar und wird in inrem
Budget entsprechend berlicksichtigt.

Aus- und FortbildungsmalRnahmen im Sinne dieser Bestimmung sind Bildungs-
veranstaltungen, die Kenntnisse oder Fahigkeiten vermitteln, die tberwiegend
innerhalb des Unternehmens angewendet werden kénnen und der individuellen
Weiterentwicklung der Beschaftigten dienen. Einschulungen bei Neueintritt bzw.
bei Systemumstellungen zahlen nicht dazu.



§ 17

§18

§19

3)

(4)
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(6)

(7)

Alle Beschaftigten haben Anspruch auf individuelle Aus- und Fortbildung im
Ausmal von funf Tagen pro Jahr. Der Anspruch auf Aus- und Fortbildung kann
auf das Folgejahr tbertragen werden. In einem Durchrechnungszeitraum von drei
Jahren soll der Anspruch genutzt werden.

Thematische und inhaltliche Orientierung der individuellen Aus- und Fortbildung
sind im Rahmen des jahrlichen Mitarbeitergespraches (vgl. § 25) zu besprechen
und schriftlich festzuhalten.

Uber die Teilnahme der Beschaftigten an den beantragten Aus- und Fortbil-
dungsmafinahmen entscheidet der/die Abteilungsleiter/in. Auf Wunsch der/des
Beschaftigten ist auch der Betriebsrat in die Entscheidung einzubeziehen.

Auf das Bildungszeitkonto sind alle facheinschlagigen Veranstaltungen anzu-
rechnen, sofern diese unter Fortzahlung des Entgelts erfolgen sowie etwaige
Kurskosten nicht von der/dem Beschaftigten getragen werden. Im Ausnahmefall
kénnen mit Zustimmung der/des Beschaftigten andere Vereinbarungen hinsicht-
lich der Ubernahme der Kosten getroffen werden.

Zwei Jahre nach Inkrafttreten des Kollektivvertrages hat eine gemeinsame Eva-
luierung der Auswirkungen dieser Bestimmungen durch Geschaftsfihrer/in, Ab-
teilungsleitungen und Betriebsrat zu erfolgen.

Sonderurlaub

Der/Die Geschaftsfuhrer/in kann Beschaftigten auf begrindetes Ansuchen ei-
nen Urlaub unter Verzicht auf die Bezlige bis zum Ausmale von einem Jahr
bewilligen. In Ausnahmeféllen kann auch ein langerer Sonderurlaub gewahrt
werden. Fir arbeitsrechtliche Anspriche, die von der Dauer eines Dienstver-
haltnisses abhangig sind, gilt die Zeit des Sonderurlaubs nicht als Unterbre-
chung der Dienstzeit. Die Bestimmung des 8§ 30 Abs. 3 letzter Satz wird hievon
nicht berthrt. Fir die Zeit des Sonderurlaubes gebuhrt kein Urlaub gemaR § 12.

Kundigung des Dienstverhéaltnisses durch die/den Beschaftigte/n

Die Beschaftigten kbnnen das Dienstverhaltnis ohne Angabe von Griinden mit
dem letzten Tag eines Kalendermonats unter Einhaltung einer einmonatigen
Kindigungsfrist l[6sen. Falls eine Beschéftigte/ein Beschéftigter aus bertcksichti-
gungswirdigen Umstanden vor Ablauf der Kindigungsfrist das Dienstverhéltnis
zu lésen winscht, ist ihrem/seinem Ersuchen nach Tunlichkeit zu entsprechen.

Kundigung durch die Dienstgeberin

Mangels einer fur die Beschaftigte/den Beschaftigten glinstigeren Vereinbarung
kann die Dienstgeberin das Dienstverhaltnis mit Ablauf eines jeden Kalender-
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vierteljahres durch Kindigung Iésen. Die Kindigungsfrist betragt sechs Wochen
und erhdht sich nach dem vollendeten zweiten Dienstjahr auf zwei Monate,
nach dem vollendeten flinften Dienstjahr auf vier, nach dem vollendeten funf-
zehnten Dienstjahr auf funf und nach dem vollendeten finfundzwanzigsten
Dienstjahr auf sechs Monate.

Abfertigung

Fur Beschéftigte, deren Eintritt in das OBIG, den FGO bzw. in die GOG ab dem
1.1.2003 datiert, gelten die Bestimmungen des Betrieblichen Mitarbeitervorsor-
gegesetzes (Abfertigung neu).

Jenen Beschaftigten, die vor dem 1.1.2003 in den FGO eingetreten sind, ge-
buhrt eine Abfertigung nach den Bestimmungen des Angestelltengesetzes, so-
weit sie sich nicht zu einem Wechsel zum Betrieblichen Mitarbeitervorsorgege-
setz entschieden haben.

Fir Beschéftigte, die bis 31.12.2002 ins OBIG eingetreten sind, betragt die nach
§ 23 Angestelltengesetz geregelte Abfertigung

nach dem vollendeten 3. Dienstjahr 3 monatliche Dienstbezlige
nach dem vollendeten 5. Dienstjahr 4 monatliche Dienstbezlige
nach dem vollendeten 8. Dienstjahr 6 monatliche Dienstbeziige
nach dem vollendeten 10. Dienstjahr 8 monatliche Dienstbezlige
nach dem vollendeten 15. Dienstjahr 12 monatliche Dienstbeziige
nach dem vollendeten 20. Dienstjahr 18 monatliche Dienstbeziige
nach dem vollendeten 25. Dienstjahr 24 monatliche Dienstbezlge

Monatliche Dienstbeziige im Sinne dieser Bestimmung sind Dienstbezlige nach
§ 22 Abs. 1.

Weiters gelten fur die bis 31.12.2002 ins OBIG eingetretenen Beschéftigten fol-
gende die Abfertigung betreffende Regelungen:

a) Die Abfertigung ist mit Beendigung des Dienstverhaltnisses fallig.

b) Beschaftigten, die aus einem wichtigen Grund im Sinne des § 26 Angestell-
tengesetz vorzeitig austreten, gebihrt die Abfertigung in der im Abs. 3 be-
stimmten Hohe.

c) Weiblichen Beschéftigten, die nach der Geburt eines lebenden Kindes inner-
halb der Schutzfrist (8 5 Abs. 1 Mutterschutzgesetz, BGBI 1979/221) austre-
ten, gebihrt - sofern das Arbeitsverhaltnis mindestens funf Jahre ununter-
brochen gedauert hat - die Hélfte der nach Abs. 3 zustehenden Abfertigung.
Bei Inanspruchnahme einer Karenz im Sinne des Mutterschutz- bzw. Vater-
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Karenzgesetzes ist der Austritt spatestens zwei Monate vor Ende der Karenz
zu erklaren. Dies gilt fur weibliche und mannliche Beschéftigte.

d) Die gesetzliche Karenz im Sinne von Lit. ¢ ist in die Dauer des Arbeitsver-
héltnisses einzurechnen.

e) Sind die Voraussetzungen eines Pensionsanspruches erfillt, kbnnen Beschaf-
tigte ihr Dienstverhaltnis gemaf § 20 Abs. 4 des Angestelltengesetzes kindi-
gen und haben in diesem Fall Anspruch auf die volle, ihnen gemaf Abs. 3 zu-
stehende Abfertigung.

f) Wird das Dienstverhaltnis durch den Tod der/des Beschéftigten geldst, so be-
tragt die Abfertigung 100 Prozent der in Abs. 3 vorgesehenen Satze, mindes-
tens jedoch drei Monatsbezlige. Anspruchsberechtigt sind die Erben.

g) Sind keine Erben vorhanden, so steht jenen physischen Personen, welche
die Bestattungskosten getragen haben, die Abfertigung bis zur Hbhe dieser
Bestattungskosten, hdchstens jedoch bis zu dem unter Lit. f genannten Aus-
malfd zu, wenn diese Kosten geltend gemacht werden.

h) Der Anspruch auf Abfertigung besteht nicht, vorbehaltlich des § 23a Angestell-
tengesetz und Lit. b, wenn die/der Beschéftigte kindigt, wenn sie/er ohne
wichtigen Grund vorzeitig austritt oder wenn sie/ihn ein Verschulden an der
vorzeitigen Entlassung trifft.

Anrechnung von Karenzzeiten

Im Arbeitsverhaltnis in Anspruch genommene gesetzliche Elternkarenzen (inkl.
Mutterschutzzeiten) sind fir Anspriiche, die von der ununterbrochenen Dauer
des Arbeitsverhaltnisses abhangen, zur Ganze anzurechnen.
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20

(2)

ABSCHNITT Il

BEZUGSORDNUNG

Dienstbeziige

Die Dienstbeziige bestehen aus:
1. dem monatlichen Gehalt nach dem Gehaltsschema (8 24)
2. der Funktionszulage (§ 26)

3. sonstigen Entgelten

Liegt die wdchentliche Arbeitszeit unter vierzig Stunden, so geblhren die
Dienstbeziige im Verhdltnis der tatsadchlichen Wochenarbeitszeit zur vierzig-
stindigen Arbeitszeit.

Hat die/der Beschéftigte Anspruch auf Dienstbeziige nur wahrend eines Teils
eines Kalendermonates, so gebuhrt ihr/ihm fir jeden in den Zeitraum des Be-
zugsanspruches fallenden Kalendertag ein Drei3igstel dieser Bezlige.

Nacht- und Wochenenddienste in der Vergiftungsinformationszentrale werden
entsprechend der Journaldienstverordnung des Bundes entlohnt.

Wird das Dienstverhaltnis durch den Tod der/des Beschéftigten geldst, so be-
steht Anspruch auf Dienstbeziige bis zum Ende jenes Kalendermonates, in dem
der Tod eingetreten ist.

Der/Die Geschéftsfuhrer/in kann Pramien fur auf3erordentliche Leistungen bis zur
Hohe von zwei Monatsbeziigen gewédhren. Dabei ist das Einvernehmen mit dem
Betriebsrat anzustreben; im Falle der Nichteinigung entscheidet der/die Ge-
schaftsfuhrer/in.

Einreihung der Beschaftigten in Verwendungsgruppen

Die Einreihung der Beschaftigten in Verwendungsgruppen aufgrund der in
Abs. 2 angefiihrten Tatigkeits- bzw. Qualifikationsmerkmale ist davon abhangig,
dass der jeweils dargestellte Aufgabenbereich langerfristig Arbeitsinhalt der be-
treffenden Tatigkeit ist; bei Uberlagerung von Tétigkeiten aus verschiedenen
Aufgabenbereichen ist die/der Beschaftigte nach der héherwertigen Tatigkeit ein-
zureihen, wenn sich diese in einem erheblichen Ausmald und regelmé&Rig wie-
derholt. Eine nahere Erlauterung der Verwendungsgruppen findet sich in An-
hang D.

Die Beschéftigten sind nach MalRgabe des Abs. 1 und der folgenden Bestim-
mungen in nachstehend angefiihrte Verwendungsgruppen einzureihen:



e Verwaltungsbereich

V1

V2

V3

V4

Reinigung, einfache Instandhaltungsarbeiten und kurzfristige (maximal zwei
Monate) Aushilfstatigkeiten

einfache Buro- und Verwaltungstatigkeiten (Postabfertigung, Lager, Zu-
stelldienste, etc.)

allgemeine Verwaltungstétigkeiten und Sekretariat, Mitarbeit in |IT-
Administration

Sekretariat Geschaftsfuhrung/Geschaftsbereichsleitung/Abteilungsleitung,
Bilanzbuchhaltung, Personal/Controlling, selbststandige Projektassistenz,
selbststandige IT-Administration

e Sachbearbeiter/innent

S1

S2

S3

S4

S5

S6

S7

angeleitete  Projektmitarbeit®®'¢/®'0¢

ment™©

bzw. angeleitetes Foérdermanage-

OBIG/BIQG FGO

selbststandige Projektmitarbeit oder

angeleitete Projektleitung®®®®'?°

bzw. F6rdermanagement

selbststandige Projektleitung®®'®/®'?®

wicklung von Projekten/Aufgaben in einer Abteilung
Fachbereich™®°

oder Spezialkompetenzen fir die Ab-
OBIGIBIQC hzw, einem

selbststandige Projektleitung > 10PM oder selbststéandige Projektleitung
besonders komplexer/herausfordernder Projekte oder Spezialkompetenzen
fur die Abwicklung von Projekten/Aufgaben in mehreren Abteilunge-
n®BIeBIR¢ h7\y. Fachbereichen™°

Koordination eines Projektvolumens > 20PM oder Spezialkompetenzen fur
die Abwicklung von Projekten/Aufgaben eines gesamten Geschéftsbereichs-
¢ oder auRerhalb der GOG nachgefragte Expertin / nachgefragter Experte
eines Themen-/Arbeits-/ Forschungsschwerpunktes, einer Abteilung®®'¢/8'e¢
bzw. eines Fachbereichs™° der GOG

Leitung einer kleinen Abteilung, Koordination eines Projektvolumens >
30PM oder Spezialkompetenzen fir die Arbeit des gesamten Unterneh-
mens oder auRerhalb der GOG nachgefragte Expertin / nachgefragter Ex-
perte fiir einen Geschéaftsbereich der GOG

Leitung einer grof3en Abteilung, eines Geschéftsbereiches bzw. Koordinati-
on eines Projektvolumens > 60 PM oder auRerhalb der GOG nachgefragte
Expertin / nachgefragter Experte fiir die GOG

! Die hochgestellten Kiirzel OBIG/BIQG bzw FGO verweisen auf unterschiedliche Begrifflichkeiten in
den Geschéftsbereichen.
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¢ Im Rahmen eines Traineeprogrammes Beschaftigte

Trainees sind Personen, die als potenzielle Sachbearbeiter/innen mit allgemei-
nem Interesse an einer Mitarbeit in der GOG aufgenommen und im Rahmen ei-
nes Traineeprogrammes eingesetzt, betreut und entlohnt werden (siehe Abs. 3).

Der Einsatz im Rahmen eines Traineeprogrammes dauert maximal ein Jahr.
Danach wird entschieden, ob eine unbefristete Aufnahme erfolgt.

e Praktikantinnen/Praktikanten

Pflichtpraktikantinnen/-praktikanten sind Studierende, die zum Zweck der Aus-
und Weiterbildung, insbesondere zur Absolvierung von Praktika, sofern dies in
schul-, ausbildungs-, studien- oder sonstigen berufsrechtlichen Vorschriften vor-
gesehen ist, voribergehend beschaftigt werden.

e Lehrlinge

Einstufung in das Gehaltsschema

Die Beschéftigten sind entsprechend ihrer Einreihung (8 23) innerhalb der im
Gehaltschema angefuhrten verwendungsgruppenspezifischen Gehaltsspanne
bzw. mit dem vorgesehenen Fixgehalt einzustufen.

Sind keine Vordienstzeiten anzurechnen, erfolgt die Einstufung in die Gehalts-
stufe ,Basisgehalt* der jeweiligen Verwendungsgruppe, im Falle der Verwen-
dungsgruppe S 1 in die Gehaltsstufe ,Mindestgehalt”. Fir in einem Trai-
neeprogramm Beschéftigte kommt das ,Gehalt Traineeprogramm® zur Anwen-
dung, fur als Praktikantin/Praktikant Beschéftigte das ,Gehalt Praktikantin-
nen/Praktikanten®. Lehrlinge beginnen mit dem fir das erste Lehrjahr vorgesehe-
nen Gehalt.

Die Beschaftigungsdauer in der Gehaltsstufe ,Mindestgehalt der Verwen-
dungsgruppe S 1 sowie im ,Traineeprogramm?® ist mit maximal einem Jahr be-
grenzt.

Sind bei der Einstufung Vordienstzeiten anzurechnen, so sind diese bei der
Bemessung des verwendungsgruppenkonformen Bruttogehalts und - falls erfor-
derlich - bei der Festlegung der Dauer bis zur Erreichung der nachsten fixen
Gehaltsstufe zu bertcksichtigen.

Die vereinbarte Einstufung in das Gehaltsschema ist im Dienstzettel der/des
betreffenden Beschaftigten festzuhalten. Liegt die Hohe des Gehalts unter einer
nach einer bestimmten Jahreszahl (3, 5, 25 Jahre) fix zu erreichenden Gehalts-
stufe, ist im Dienstzettel auch der Zeitpunkt zu vermerken, bis zu dem die
nachste Fixgehaltsstufe spatestens erreicht wird.

Das Gehaltsschema im Anhang B zum Kollektivvertrag ist Bestandteil dieses
Kollektivvertrages.
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§ 26

§27 (1)

Gehaltserhéhung und Umreihung

Verhandlungen Uber Gehaltserh6hungen, die Uber die jahrliche Anpassung der
Bezlige (8 36) hinausgehen, werden im Voraus im Rahmen von Mitarbeiterge-
sprachen gefihrt.

Mitarbeitergesprache missen mindestens einmal pro Jahr stattfinden.

Zu diesen Gesprachen konnen die betroffenen Beschaftigten andere Kollegin-
nen/Kollegen oder den Betriebsrat beiziehen. Im Rahmen dieser Gesprache sind
die Bedingungen zu definieren, die erfillt sein missen, damit eine Ge-
haltserhéhung im zu verhandelnden Umfang per 1. Janner des folgenden Ka-
lenderjahres in Kraft treten kann.

Diese Mitarbeitergesprache werden protokolliert und auf Wunsch der/des jeweili-
gen Beschaftigten dem Betriebsrat mitgeteilt. Per 1. Janner des Folgejahres in
Kraft tretende individuelle Gehaltserhéhungen sind den Betroffenen und dem
Betriebsrat bis spatestens 15. Dezember mitzuteilen.

Nahere Regelungen zur Durchfiihrung der Mitarbeitergesprache sind in einer
Betriebsvereinbarung zu treffen.

Teilzeitkrafte haben bei vergleichbaren sachlichen Voraussetzungen gleichen
Anspruch auf Gehaltserh6hungen wie Vollzeitkrafte.

Umreihungen erfolgen dann, wenn aufgrund der ausgelbten Téatigkeiten im
Rahmen des Arbeitseinsatzes in der GOG nachgewiesen werden kann, dass ei-
ne Umreihung in eine hohere Verwendungsgruppe entsprechend der jeweiligen
Beschreibung gerechtfertigt ist. Entsprechende Festlegungen sind ebenfalls
Gegenstand der Mitarbeitergespréache.

Von der erfolgten Umreihung ist der Betriebsrat zu verstandigen.

Beschaftigte, die die Gehaltsstufe ,fix nach funf Jahren* erreicht haben und in
die nachsthohere Verwendungsgruppe umgereiht werden, erlangen nach einer
maximal zwei Jahre dauernden Wartezeit die Gehaltsstufe ,fix nach funf Jahren“
dieser Verwendungsgruppe.

Bei Umreihung in eine hdhere Verwendungsgruppe kommt es zu keiner Reduk-
tion des Bruttogehalts.

Funktionszulage

Eine Funktionszulage im Ausmal bis zu 30 Prozent des Gehaltes kann gewahrt
werden.

Uberstunden

Uberstunden (8§ 6 Arbeitszeitgesetz) miissen von dem/der unmittelbaren Vorge-
setzten ausdricklich angeordnet werden.
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Als Uberstunden gelten Arbeitszeiten, die
a) nur auRerhalb der Gleitzeitspanne erbracht werden kénnen oder

b) Uber die Soll-Auslastung von Vollzeitbeschaftigten im Sinne der Personalein-
satzplanung (auf Basis einer 40-Stunden-Woche im Durchrechnungszeitraum
plus 50 Stunden Jahresgleitzeitsaldo) geleistet werden mussen.

Fiur Uberstunden gemaR Absatz 2 Ziffer a besteht die Uberstundenentlohnung
aus einem Grundstundenlohn und einem Zuschlag. Der Grundstundenlohn be-
tragt 1/150 des Brutto-Monatsgehaltes zuziglich der Funktionszulage (8 22 Abs.
1 Z. 1 und 2). Der Zuschlag betragt fur die Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr 50 Pro-
zent, fir die Zeit von 20.00 bis 7.00 Uhr sowie fiir Uberstunden an Samstagen,
Sonn- und Feiertagen 100 Prozent des Grundstundenlohnes.

Uberstunden gemaR Absatz 2 Ziffer b werden im Verhéltnis 2 Drittel mit 50-%-
Zuschlag, 1 Drittel mit 100-%-Zuschlag entlohnt.

Auf Wunsch der/des Beschaftigten sollen Uberstunden nach Maglichkeit in
Freizeit abgegolten werden. In diesem Fall wird fir Uberstunden mit 50-%-
Zuschlag eine Freizeitvergiitung von eineinhalb Stunden gewéhrt. Fir eine Uber-
stunde mit 100-%-Zuschlag werden zwei Stunden Freizeitvergitung gewahrt.

Die Freizeitvergitung soll im Einvernehmen mit der Dienstgeberin spatestens
zwei Monate nach Ablauf des Monats in Anspruch genommen werden, in dem
die Uberstunden geleistet wurden. Die Freizeitvergiitung von Uberstunden kann
auf Ansuchen der/des Beschéftigten auch im Rahmen eines Sabbaticals (8§ 8)
erfolgen.

Uberstundenanspriiche fiir Uberstunden gemafR Absatz 2 Ziffer a verfallen, wenn
sie nicht innerhalb von drei Monaten ab Leistung der Uberstunden geltend ge-
macht werden. Uberstunden gemaf Absatz 2 Ziffer b werden seitens der Dienst-
geberin ab dem 4. Quartal abgerechnet.

Uberstundenentlohnung fur Dienstleistungen
aulRerhalb des Dienstortes

Fur die Zeit der effektiven Dienstleistung auf3erhalb des Dienstortes (ausge-
nommen Reise- und N&chtigungszeit) aul3erhalb der taglichen Normalarbeits-
zeit, gebiihrt neben dem Taggeld eine Uberstundenentlohnung (§ 27).
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Abgeltung fir Reisezeiten aulR3erhalb der Dienstzeit

Unbeschadet der Bestimmungen Uber Reisegebihren (Reisekosten, Tages- und
Nachtigungsgebihren) werden Reisezeiten durch Freizeit im Verhaltnis 1:1 ab-
gegolten,

a) wenn die Reise eine angeordnete Dienstreise ist und

b) soweit diese Reisezeiten aufRerhalb der taglichen Normalarbeitszeit liegen.

Auf Verlangen der/des Beschaftigten werden Reisezeiten nach Abs. 1 in Geld
abgegolten.

Urlaubs- und Weihnachtssonderzahlungen

Den Beschaftigten gebuhrt, soweit nicht Abs. 2 und 3 etwas anderes bestim-
men, in jedem Kalenderjahr eine Urlaubssonderzahlung im Ausmafd des Juni-
Bezuges und eine Weihnachtssonderzahlung im Ausmafll des November-
Bezuges gemalR §22 Abs. 1 Z. 1 und 2. Teilzeitbeschaftigten mit einem unre-
gelmafigen Dienst wird die Urlaubs- und Weihnachtssonderzahlung entspre-
chend der tatséchlich geleisteten Arbeitszeit im vorangegangenen halben Jahr
verrechnet.

Bei Eintritt nach dem 1. Juni bzw. 1. November eines Jahres ist die Urlaubs- bzw.
Weihnachtssonderzahlung nach dem fiir den ersten vollen Monat der Dienstleis-
tung gebihrenden Dienstbezug zu berechnen; bei Beendigung des Dienstver-
haltnisses vor dem 1. Juni bzw. 1. November eines Jahres ist als Grundlage fur
die Berechnung der Urlaubs- bzw. Weihnachtssonderzahlung der fiir den letzten
vollen Monat der Dienstleistung geblihrende Dienstbezug heranzuziehen.

Hat eine Beschaftigte/ein Beschéaftigter Anspruch auf Beziige gemald 8§ 22 nur
wahrend eines Teiles eines Kalenderjahres, so gebuhren ihr/ihm Urlaubs- und
Weihnachtssonderzahlungen nach Abs. 1 oder 2 im Verhaltnis der zurtickgeleg-
ten Dienstzeit zum Kalenderjahr; § 22 Abs. 3 ist sinngemal anzuwenden. Als
Dienstzeit im Sinne dieser Bestimmung gelten nicht Zeiten eines Sonderurlau-
bes gemal § 17, des Bezuges von Wochengeld aus der gesetzlichen Kranken-
versicherung, einer Karenz im Sinne des Mutterschutz- bzw. Vater-
Karenzgesetzes, der Présenz- bzw. Zivildienstleistung sowie die im Ruhestand
verbrachte Zeit.

Wenn eine Beschaftigte/ein Beschaftigter nach Erhalt der fur das laufende
Kalenderjahr gebihrenden Urlaubs- oder Weihnachtssonderzahlung ihr/sein
Dienstverhdltnis selbst aufkindigt, aus ihrem/seinem Dienstverhaltnis ohne
wichtigen Grund vorzeitig austritt oder infolge Vorliegens eines wichtigen Grun-
des vorzeitig entlassen wird, muss sie/er sich die im laufenden Kalenderjahr an-
teilmaRig zu viel bezogenen Sonderzahlungen auf die aus dem Dienstverhaltnis
zustehenden Anspriche in Anrechnung bringen lassen.
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Auszahlung der Beziige

Die Bezlge sind bargeldlos und so rechtzeitig zu Gberweisen, dass die Beschéaf-
tigten jeweils zum Monatsletzten tUber ihre Beziige verfiigen kénnen.

Die Urlaubssonderzahlung ist gemeinsam mit dem Juni-Bezug, die Weihnachts-
sonderzahlung gemeinsam mit dem November-Bezug auszuzahlen.

Zuwendungen bei Dienstjubilden

Als Anerkennung fir langjahrige Beschaftigung erhélt die/der Beschaftigte aus
Anlass des 25-jahrigen Dienstjubilaums eine Zuwendung in der Hohe eines Brut-
tomonatsbezuges (8§ 22 Abs. 1 Z. 1 und 2). Aus Anlass des 35-jahrigen Dienstju-
bildums erhélt die/der Beschaftigte eine Zuwendung in der Héhe von zwei Brut-
tomonatsbeziigen (8 22 Abs. 1 Z. 1 und 2). Scheidet die/der Beschéftigte nach
Vollendung des 20. bzw. 30. Dienstjahres aus, so kann diese Zuwendung eben-
falls gewéahrt werden.

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt mit der dem Jubilaumstag nachstfolgen-
den Bezugsauszahlung.

Am Jubildumstag ist die/der Beschéftigte von der Arbeitsleistung unter Fortzah-
lung der Bezlige befreit.

Fahrtkostenzuschuss

Der/Dem Beschéftigen gebihrt ein Fahrtkostenzuschuss, wenn

a) sich ihre/seine der GOG nachstgelegene Wohnung auRerhalb von Wien be-
findet,

b) sie/er diese Wegstrecke an den Arbeitstagen regelmaliig zurticklegt und

c) die notwendigen monatlichen Fahrtauslagen fur das billigste 6ffentliche Mas-
senbeférderungsmittel, das zweckmaRigerweise in Betracht kommt, durch
Vorlage der Fahrausweise nachweist.

Der Fahrtkostenzuschuss geblhrt in der Héhe der nachgewiesenen Fahrtausla-
gen. Fahrtauslagen fir die Beférderung mit einem stadtischen Verkehrsmittel im
Wiener Stadtgebiet werden nicht ersetzt.

Wenn die/der Beschaftigte ihren/seinen Anspruch auf Fahrtkostenzuschuss vor
dem 15. des Monats, fur den der Fahrtkostenzuschuss gebihrt, geltend macht,
erfolgt die Auszahlung zusammen mit dem Monatsbezug.

Der Anspruch geht verloren, wenn er nicht binnen drei Monaten nach Ablauf des
Monats geltend gemacht wird, in dem er entstand.
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Essenszuschuss

Die Beschéftigten erhalten Essensbons zur Konsumation in Kantinen und Res-
taurants, die durch Betriebsvereinbarung festzulegen sind.

Der Wert des Essensbons ist im Anhang C festgehalten.

Der Wert des Essensbons ist jahrlich im Hinblick auf die Kaufkraft und die Wirt-
schaftsentwicklung zu tberprifen und soll jeweils mit Stichtag 1. Janner an die
allgemeine Wirtschaftslage angepasst werden. Hiebei ist insbesondere auf die
Preisentwicklung in den in Betracht kommenden Kantinen und Restaurants sowie
auf den jeweils gultigen Verbraucherpreisindex der Statistik Austria Bedacht zu
nehmen.

Néhere Regelungen sind in einer Betriebsvereinbarung zu treffen.

Bezugsvorschiisse

In begriindeten Féllen koénnen auf schriftiches Ansuchen Bezugsvorschiisse
(822 Abs. 1 Z. 1 und 2) bewilligt werden. Mit der Bewilligung ist gleichzeitig die
Vorschusstilgung zu regeln. Solange ein Vorschussrest besteht, soll kein neuer
Vorschuss bewilligt werden. Eine ndhere Regelung ist in einer Betriebsvereinba-
rung zu treffen.

Sind Vorschisse oder Teile davon bei Auflosung des Dienstverhéltnisses noch
nicht zuriickgezahlt, so ist der Restbetrag auf die hiebei oder nach Beendigung
des Dienstverhéltnisses von der Dienstgeberin zu leistenden Zahlungen (insbe-
sondere Restbeziige, Abfertigung) anzurechnen oder sonst in geeigneter Weise
hereinzubringen.

Jahrliche Anpassung der Beziige

Die Beziige (8§ 22) sind jahrlich im Hinblick auf die Kaufkraft und die Wirt-
schaftsentwicklung zu Uberprufen und sollen jeweils mit Stichtag 1. Janner an
die allgemeine Wirtschaftslage angepasst werden. Hiebei ist inshesondere auf
den jeweils glltigen Verbraucherpreisindex der Statistik Austria sowie auf das re-
ale Wirtschaftswachstum Bedacht zu nehmen.

Die jahrliche Anpassung der Bezlige betrifft sowohl die kollektivvertraglich festge-
legten Gehalter als auch die Istgehélter.
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ABSCHNITT IV

DIENSTREISEN- UND AUFWANDSENTSCHADIGUNG

Allgemeine Bestimmungen

Die Beschaftigten haben nach Mafl3gabe der Bestimmungen dieses Abschnittes
Anspruch auf Ersatz des Mehraufwandes fir

a) angeordnete Dienstleistungen am Dienstort auRerhalb der GOG;
b) angeordnete Dienstleistungen auf3erhalb des Dienstortes (Dienstreise).

In begrindeten Ausnahmefallen kann nach Anhéren des Betriebsrates eine von
den Bestimmungen dieses Abschnittes abweichende Regelung getroffen werden.

Anspruch auf Ersatz des Mehraufwandes besteht nur fir solche Dienstleistun-
gen, die zur zweckmaRigen Erledigung der aufgetragenen Geschéfte notwendig
sind.

Als Dienstort gilt das Gemeindegebiet von Wien.

Mehraufwand bei Dienstleistungen am Dienstort

Fur Dienstleistungen am Dienstort auBerhalb der GOG gebiihren die Fahrtkos-
ten flr drtliche Massenbeférderungsmittel.

Bei Benlitzung eines Befdrderungsmittels, das nicht Massenbeférderungsmittel
ist (z. B. Taxi), gebuhrt in begriindeten Fallen der Ersatz der tatsachlich ent-
standenen Kosten.

Mehraufwand bei Dienstleistungen aul3erhalb des Dienstortes

Die Beschaftigten haben bei Dienstleistungen auf3erhalb des Dienstortes (Dienst-
reisen) Anspruch auf Reisegebihren, bestehend aus:

a) Reisekostenersatz

b) Tagesgebihr

¢) Nachtigungsgeld

Fur die Berechnung der Reisegeblihren kommen als Ausgangs- und Endpunkt

der Reise entweder die GOG oder der Wohnort (die Wohnung) oder ein voriiber-
gehender Aufenthaltsort in Betracht.

Wird die Dienstreise mit einem Massenbefdérderungsmittel begonnen oder be-
endet, und ist der Bahnhof, die Haltestelle bzw. der Flughafen nicht mehr als



(4)

(5)

§40 (1)

)

(3)

zwei Kilometer von der GOG bzw. der Wohnung oder dem voriibergehenden
Aufenthaltsort der/des Beschaftigten entfernt, so gilt

a) als Zeitpunkt des Verlassens der GOG, der Wohnung oder des voriiberge-
henden Aufenthaltsortes der Zeitpunkt, der dreiviertel Stunden vor der fahr-
planméaRigen Abfahrt des Massenbeférderungsmittels liegt;

b) als Zeitpunkt des Wiederbetretens der GOG, der Wohnung oder des vori-
bergehenden Aufenthaltsortes der Zeitpunkt, der eine halbe Stunde nach der
tatsachlichen Ankunftszeit des Massenbefdrderungsmittels liegt.

Wird die Dienstreise mit einem Massenbefdrderungsmittel begonnen oder be-
endet, und ist der Bahnhof, die Haltestelle bzw. der Flughafen mehr als zwei Ki-
lometer von der GOG bzw. der Wohnung oder dem voriibergehenden Aufent-
haltsort der/des Beschéftigten entfernt, so gilt

a) als Zeitpunkt des Verlassens der GOG, der Wohnung oder des voriiberge-
henden Aufenthaltsortes der Zeitpunkt, der eine halbe Stunde zuziglich der
fir den Weg zum Bahnhof, der Haltestelle bzw. dem Flughafen erforderli-
chen Zeit vor der fahrplanméafigen Abfahrtszeit des Massenbeférderungsmit-
tels liegt,

b) als Zeitpunkt des Wiederbetretens der GOG, der Wohnung oder des vori-
bergehenden Aufenthaltsortes der Zeitpunkt, der eine viertel Stunde zuziig-
lich der fur den Weg vom Bahnhof, der Haltestelle bzw. dem Flughafen er-
forderlichen Zeit nach der tatsachlichen Ankunftszeit des Massenbeftrde-
rungsmittels liegt.

Vor Antritt einer Dienstreise gemal3 Abs. 1 ist der/dem Beschaftigten auf ihr/sein
Verlangen ein Vorschuss auf Reisegebihren in angemessener Hohe auszuzah-
len.

Reisekosten

Fur Strecken, die mit der Bahn zurtickgelegt werden, gebiihren den Beschaftig-
ten die tarifmafRigen Fahrtkosten der ersten Wagenklasse. Wird auf der benitz-
ten Strecke nur eine Wagenklasse gefiihrt, gebiihren den Beschéftigten die tarif-
mafigen Kosten dieser Wagenklasse.

Kann die Reise nicht mit der Bahn durchgefiihrt werden, so gebihren die tarif-
maRigen Fahrtkosten eines anderen Massenbeforderungsmittels.

Die Benilitzung eines Schlafwagens oder eines Flugzeuges bedarf einer beson-
deren Bewilligung.
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Die/Der Beschaftigte ist berechtigt, fur dienstliche Fahrten ein eigenes Kraft-
fahrzeug zu benitzen. Wird von der/dem hiezu bevollméchtigten Vorgesetzten
bestétigt, dass die Beniitzung des eigenen Kraftfahrzeuges im Dienstinteresse
liegt, so gebihrt der/dem Beschaftigten anstatt der sonst in Betracht kommenden
Reisekosten eine besondere Entschadigung in der Hohe der jeweils im 6ffentli-
chen Dienst geltenden Anséatze aufgrund der Reisegebihrenvorschrift fir Bun-
desbedienstete (RGV).

Wird das Dienstinteresse nicht bestatigt, so gebihrt der/dem Beschaftigten als
Entschadigung fur die Benttzung des eigenen Kraftfahrzeuges ein Betrag in der
Hohe der sonst in Betracht kommenden Reisekosten gemal Abs. 1 und 2.

Bei einer aulRerhalb des Dienstortes erfolgten Beniitzung eines Beftrderungs-
mittels, das nicht Massenbeférderungsmittel ist (z. B. Taxi), gebuhrt in Fallen
unbedingter Notwendigkeit der Ersatz der tatsachlich entstandenen Kosten.

Tagesgebuhr und Nachtigungsgebuhr

Die Beschéftigten haben Anspruch auf Tages- und N&achtigungsgebihr (siehe
Anhang C) gemal Geblhrenstufe 3 der Bundesbediensteten.

Fur Dienstreisen am Dienstort (Gemeindegebiet von Wien) besteht kein An-
spruch auf eine Tagesgebhr.

Bei Dienstleistungen im Ausland hat die/der Beschéftigte Anspruch auf Tages-
und Nachtigungsgebiihren entsprechend der Gebuhrenstufe 3 der Bundesbe-
diensteten. Im Ubrigen gelten die Bestimmungen der §8§ 25, 25a, 25b, 25¢ und
25d der Reisegebuhrenvorschrift fir Bundesbedienstete sinngemalrs.

Wenn der Angestellte nachweist, dass die tatsé&chlichen Auslagen fur die Inan-
spruchnahme einer zumutbaren Unterkunft die ihm zustehende Nachtigungsge-
bihr Ubersteigen, gebuihrt ihm ein Zuschuss zur Nachtigungsgebihr bis zur Hohe
der tatséchlichen nachgewiesenen Auslagen.

Die Tagesgebihr wird nach Kalendertagen berechnet und gilt fir die Dauer der
dienstlichen Abwesenheit. Bei einer dienstlichen Abwesenheit von mehr als zwei
Stunden gebihrt ein Viertel, von mehr als vier Stunden die Halfte, von mehr als
sechs Stunden drei Viertel der Tagesgebihr und von mehr als acht Stunden die
ganze Tagesgebihr. Bruchteile bis zu zwei Stunden bleiben unbertcksichtigt.

Die Nachtigungsgebihr dient zur Deckung der Unterkunftskosten bzw. bei an-
geordneten Nachtfahrten (Fahrten wéhrend der Nacht, wenn wenigstens drei
Fahrtstunden in den Zeitraum 19:00 bis 6:00 Uhr fallen) flr den anfallenden
Mehraufwand. Die Hohe der Nachtigungsgebuhr (einschlie3lich der Kosten flr
das Fruhstick) richtet sich nach der RGV in der jeweils glltigen Fassung. Wird
von der GOG eine adaquate Nachtigungsmoglichkeit bereitgestellt, entfallt der
Anspruch auf Nachtigungsgebdhr.



(6)
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Mit Beschaftigten, die regelmé&Rig und Uberwiegend im Aufl3endienst tatig sind,
kénnen anstelle der Tagesgebuhr Pauschbetrage vereinbart werden.

Rechnungslegung

Die/Der Beschéftigte hat den Anspruch auf Ersatz des Mehraufwandes fir
Dienstleistungen aufRerhalb des Dienstortes (Reisekosten, Tagesgebihr, Nach-
tigungsgeld, Nebenkosten) mit einer eigenhéndig unterfertigten Reisekostenab-
rechnung bis zum Ende des Kalendermonates geltend zu machen, der dem
Monat folgt, in dem die Dienstreise beendet wurde.

Der Ersatz des Mehraufwandes fur Dienstleistungen aul3erhalb des Dienstortes
(Reisekosten, Tagesgebuhr, Nachtigungsgeld, Nebenkosten) ist innerhalb von
zwei Monaten nach Rechnungslegung zu leisten.
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ABSCHNITT V

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Schiedsstelle

Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten tber die Auslegung dieses Kol-
lektivvertrages wird eine Schiedsstelle errichtet. Diese Schiedsstelle kann von
der Dienstgeberin und seitens der Beschéftigten oder des Betriebsrates von der
Gewerkschaft der Privatangestellten angerufen werden.

Die Schiedsstelle besteht aus zwei Vertretern der Dienstgeberin und aus zwei
Vertretern der Gewerkschaft der Privatangestellten, wovon einer dem Betriebsrat
angehoren soll. Die/Der Vorsitzende wird abwechselnd je Sitzung aus dem Per-
sonenkreis der Vertreter der Dienstgeberin oder der Gewerkschaft der Privatan-
gestellten gewahlt und hat nur eine Stimme.

Die Schiedsstelle ist nur bei Anwesenheit aller Mitglieder beschlussfahig; Ent-
scheidungen kénnen nur einstimmig getroffen werden.

Ubergangsbestimmung aus dem ehemaligen OBIG-Kollektivvertrag

Fir die in das neue Gehaltsschema mit Wirksamkeitsbeginn 1.4.2001 eingereih-
ten bzw. eingestuften Beschéftigen erléschen mit dieser Einreihung bzw. Einstu-
fung alle etwaigen aus dem alten Gehaltsschema resultierenden Anspriiche.

Fiur jene langjahrigen Beschéftigten, mit denen im Hinblick auf die ab 1.4.2001
wirksam werdenden Kollektivvertragsanderungen gesonderte Vereinbarungen
abgeschlossen wurden (vgl. 8 1 Abs. 6), kommt bis zu ihrem Ausscheiden aus
dem Institut ein Gehaltsschema in der Form zur Anwendung, wie es in der bis
31.3.2001 geltenden Fassung des Kollektivvertrags vorgesehen war.

Dieses Gehaltsschema ist bei den jahrlichen Kollektivvertragsverhandlungen
mitzubertcksichtigen.

Wirksamkeitsbeginn

Der Kollektivvertrag in der vorliegenden Fassung tritt mit 1.1.2014 in Kraft.
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Anhang A
DIENSTZETTEL

far

[ L0 T = T ,

geborenam ..........coeeeeeiienns ] PSSP ,

1170 a1 0] 0= 1 PPN

1. Das Dienstverhaltnis beginnt am ...........cccccvvvvvviviiinnnnnn.

2. Das Dienstverhaltnis gilt auf die Dauer eines Monats im Sinne der Bestimmung des
§ 19 Abs. 2 Angestelltengesetz als auf Probe abgeschlossen. Wahrend der Probezeit
kann das Dienstverhéltnis von beiden Seiten jederzeit gelost werden.

3. Wird das Dienstverhaltnis Gber die Probezeit fortgesetzt, gilt es unbefristet; handelt es
sich jedoch um ein Dienstverhéltnis im Rahmen eines Traineeprogrammes, ist es mit
maximal einem Jahr begrenzt.

4. Ort der Dienstleistung ist Wien. Vorubergehende Dienstleistungen aul3erhalb des
Dienstortes kdnnen angeordnet werden.

5. Aufgrund der Tatigkeits- bzw. Qualifikationsmerkmale des Arbeitsbereichs, mit dem
die/der Beschéftigte betraut ist, erfolgt ihre/seine Einreihung in Verwendungsgruppe
Das Beschaftigungsausmalfd betragt ..... Wochenstunden.

An Vordienstzeiten werden fur die Einstufung in das Gehaltsschema .... Jahre be-
ricksichtigt, fur die Bemessung des Urlaubsanspruches .... Jahre.

8. Der monatliche Bruttobezug betragt unter Beriicksichtigung der in den Punkten 5 bis
7 getroffenen Festlegungen

€. s

9. Die nachste verwendungsgruppenspezifische Fixgehaltsstufe ist die Gehaltsstufe ,fix
nach ..... Jahren*, die spatestens bis ..... erreicht wird.

10. Der Urlaubsanspruch betragt gegenwartig ..... Arbeitstage.

11. Fur das Dienstverhéltnis gilt insbesondere der Kollektivvertrag flr die Beschaftigten
der Gesundheit Osterreich GmbH.

12 Mitarbeitervorsorgekasse .....................

13. Im Krankheitsfall ist die/der Beschaftigte verpflichtet, ohne Verzug die Arbeitsverhin-
derung anzuzeigen und bei langer als drei Tage dauernder Erkrankung eine Bestati-
gung der/des behandelnden Arztin/Arztes vorzulegen.

14. Die/Der Beschatftigte ist verpflichtet, die zur Anlegung und ordnungsgemafen Fih-
rung der Personalakten notwendigen Daten nachzuweisen und Veranderungen un-
verziglich anzuzeigen.

15. Die/Der Beschaftigte unterliegt der besonderen Verschwiegenheitspflicht gemar
8 15 GOGG, BGBI 2006/132.

Wien, am ......cccoceiiiiiiiiiiii






(Erhéhung um 2,3 %, gerundet auf den nachsten vollen Eurobetrag)

Gehaltsschema ab 1. Janner 2014

Anhang B

Vil V2 V3 V4 s1 S2 S3 sS4 S5 S6 s7
Gehalt Traineeprogramm 2 301
Mindestgehalt
(max. 1 Jahr) 2.673
Basisgehaltnach Gruppen | ) o0 | 1743 | 1027 | 2113 | 2.860 | 3.047 | 3.233 | 3.419 | 3.606 | 3.792 | 3.979
PG & 1543 | 1076 | 2252 | 2533 | 3.000 | 3349 | 3606 | 3.863 | 4120 | 4377 | 4.631
PG & 1.775 | 2209 | 2580 | 2954 | 3.326 | 3651 | 3979 | 4305 | 4631 | 4961 | 5.285
fix nach 25 Jahren

2009 | 2441 | 2907 | 3371 | 3558 | 3.956 | 4.353 | 4.748 | 5.145 | 5541 | 5.936
IS 2239 | 2673 | 3233 | 3792 | 3.792 | 4250 | 4727 | 5.193 | 5657 | 6.123 | 6.589
Lehrlinge 1.1j 2. L] 3. Lj

580 738 963
Pflichtpraktikanten 582







Anhang C
Wert des Essensbons

sowie
Angaben zur finanziellen Abgeltung des Mehraufwandes

ABSCHNITT Il - BEZUGSORDNUNG

8§ 34 - Essenszuschuss

Der Wert des Essensbons betragt € 3,00.

ABSCHNITT IV — DIENSTREISEN- UND AUFWANDSENTSCHADIGUNG

Tages- und Nachtigungsgebihren

Tagesgebuhren:
Inland Ausland
Reisezeit Hbhe Reisezeit Hbhe
Uber 2 Stunden Ya 8,73 € |Uber 3 Stunden jede je nach
angefangene
Uber 4 Stunden Ya 17,45 € Stunde '/, |Reiseziel
Uber 6 Stunden Ya 26,18 € versch.*
Uber 8 Stunden 1 34,90 €

Wird bei Dienstreisen im Inland die volle Verpflegung zur Verfigung gestellt, so entfallt die
Tagesgebuhr. Wird Mittag- oder Abendessen zur Verfigung gestellt, reduziert sich die Ta-
gesgebuhr auf die Halfte.

Wird bei Dienstreisen im Ausland die volle Verpflegung zur Verfigung gestellt, reduziert
sich die Tagesgebuhr auf ein Dirittel.

Nachtigungsgebuhren: Euro 18,10
Bei Ubernachtung in Hotel: It Rechnung

* Auslandische Tages-/Nachtigungsgebtihren:
http://www.reiseabrechnung.at/Taggeld-Ausland.63.0.html


http://www.reiseabrechnung.at/Taggeld-Ausland.63.0.html




Anhang D
Kommentar zum § 23 des GOG-KV

Dieser Kommentar soll die zur Anwendung kommende Einreihungslogik? nachvollziehbar
machen und dadurch dazu beitragen, bei Einreihungen unterschiedliche Auffassungen
seitens der Mitarbeiter/innen und der GF zu vermeiden.

Trotzdem kann es in Einzelfallen zu unterschiedlichen Auffassungen kommen. In solchen
Féallen soll der Betriebsrat beigezogen werden.

Sachbearbeiter/innen vs. Verwaltungspersonal:

Der Terminus ,Sachbearbeiter/in“ ist dem Sprachgebrauch der Ministerien entlehnt. An der
Gesundheit Osterreich dient er zur Abgrenzung gegeniiber Verwaltungspersonal (Sekretari-
at, IT-Administration, Reinigung, Wartung der Infrastruktur etc.).

Unter dem Terminus ,Sachbearbeiter/in“ werden somit die Projektkoordinator/innen, (fachli-
che) Projektmitarbeiter/innen und Abteilungsleitungen des OBIG und BIQG, die Gesund-
heitsreferent/innen und Fordermanager/innen am FGO, die Mitarbeiter/innen der GOG-
Softwareentwicklung sowie die Stabstellen und die Geschéftsleitung der GOG subsumiert.

Anwendung der Kriterien fur die Ein- bzw. Umreihungen

Fur die Einreihung in eine Verwendungsgruppe ist es ausreichend, dass eines der genann-
ten Kriterien zutrifft.

Gemal § 23 (1) reicht fur eine entsprechende Ein-/Umreihung jedoch nicht ein kurzfristiges
Erflllen des jeweiligen Kriteriums aus, sondern das jeweilige Kriterium muss zum Zeitpunkt
der Ein-/Umreihung erflllt sein und ein langerfristiges® Zutreffen des Kriteriums absehbar
sein.

Die Koordination GOG-interner Projekte zahlt fur die Einreihung in Verwendungsgruppen
ebenso wie die Koordination externer Projekte.

Karrieremdglichkeiten im Verwaltungsbereich

Wenn bei einer Einreihung in eine V-Verwendungsgruppe zuséatzlich zu den im KV beschrie-
benen Tatigkeiten Koordinationstatigkeiten/-verantwortlichkeiten im Verwaltungsbereich
wahrgenommen werden (z. B. Postabfertigung, Lager, Zustelldienste sowie Verantwortung
fur Reinigungsdienst), ist eine Einreihung in eine héhere Verwendungsgruppe angezeigt.
(Die Leitung der Hausdruckerei ist in V4 einzustufen.)

2 Mit ,Einreihung” wird auf die Verortung in Verwendungsgruppen (V1 bis V4 bzw. S1 bis S7) Bezug genommen,
mit ,Einstufung” hingegen auf die Verortung in die Gehaltsstufen je Verwendungsgruppe.

% Zumindest fiir ein Jahr



Verwaltungspersonal, das zunehmend Sachbearbeitertatigkeiten* Gbernimmt (z. B. Regis-
terwartung), ist dann als ,Sachbearbeiter/in“ (S) einzustufen, wenn das Ausmafld der Sach-
bearbeitertatigkeit die Halfte der Arbeitszeit einnimmt.

Karrierepfade im Sachbearbeiterbereich

Den Sachbearbeiter/innen an der GOG stehen grundsétzlich zwei Karrierepfade (und deren
Mischformen) offen: Karriere durch Ubernahme von Koordinations- bzw. Filhrungsaufgaben
(siehe Punkte 1 und 2) sowie Karriere durch Entwicklung von Spezialkompetenzen/Exper-
tenwissen (siehe Punkte 3 und 4).

(0) Projektmitarbeit®®'®®'°® hzw. Frdermanagemente°s

OBIG/BIQG FGO

S1 angeleitete® Projektmitarbeit bzw. angeleitetes Férdermanagement

OBIG/BIQG FGO

S2 selbststéandige Projektmitarbeit bzw. selbstandiges Férdermanagement

OBIG/BIQG

(1) Projektleitung

S2 angeleitete® Projektleitung
S3 selbststandige Projektleitung

S4  selbststandige Projektleitung > 10 PM’ oder
selbststandige Projektleitung besonders komplexer/herausfordernder Projekte

Projekte gelten jedenfalls dann als besonders (iber das Normale hinausgehend) kom-
plex/herausfordernd, wenn (a) damit aus Sicht der GOG inhaltliches oder methodi-
sches ,Neuland” erschlossen wird bzw. (b) die zu bearbeitende Thematik im Fokus in-
teressens-/politischer Auseinandersetzungen steht und diese im Rahmen der Projek-
tabwicklung ,moderiert* werden missen.

(2) Koordination gréRerer Projektvolumina %8'¢/81¢

S5 Koordination eines Projektvolumens > 20 PM

* Eine klare Abgrenzung von ,Sachbearbeitertatigkeiten® sollte im Rahmen von Stellenbeschreibungen erfolgen.

® Die hochgestellten Kirzel OBIG/BIQG bzw FGO verweisen auf unterschiedliche Begrifflichkeiten in den

Geschaftsbereichen.

o

Angeleitete Projektmitarbeit, angeleitete Projektleitung bzw. angeleitetes Férdermanagement zeichnet sich
dadurch aus, dass dem/der derart eingereihten Mitarbeiter/in ein/e erfahrene/r Sachbearbeiter/in in Mentoren-
funktion zur Seite gestellt wird, die in den jeweiligen Tatigkeits-/Aufgabenbereich einfuhrt und— je nach Bedarf —
bei der Durchfiihrung inhaltlich und/oder methodisch unterstitzt. Damit tragt der/die jeweilige Mitarbeiter/in
nicht die alleinige Verantwortung fur die ihm/ihr Ubertragenen Tatigkeiten/Aufgaben.

Ein/e erfahrene Sachbearbeiter/in in Mentorenfunktion verfligt Giber intern nachgefragte Spezialkompetenzen.
(siehe oben)

~

Diese und die folgenden Zahlenangaben beziehen sich immer auf die Summe der zu koordinierenden Projekt-
monate eines oder mehrerer Projekte.



S6 Koordination. eines Projektvolumens > 30 PM

S7 Koordination eines Projektvolumens > 60 PM

(3) Abteilungs-/Geschéaftsbereichsleitung
S6  Leitung einer kleinen® Abteilung (bis 10 Mitarbeiter/innen)

S7  Leitung einer grof3en® Abteilung (>10 Mitarbeiter/innen), eines Geschéftsbereiches

(4) GOG intern nachgefragte Spezialkompetenzen (Fahigkeiten/Wissen)

S3  Spezialkompetenzen, die fr die Abwicklung von Projekten/Aufgaben in einer Abteilun-
g°®'®®%% phzw. einem Fachbereich™F® erforderlich sind

S4  Spezialkompetenzen, die fur die Abwicklung von Projekten/Aufgaben in mehreren
Abteilungen®®'®®'¢ hzw. Fachbereichen™® erforderlich sind

S5  Spezialkompetenzen, die fur die Abwicklung von Projekten/Aufgaben eines gesamten
Geschéftsbereichs®“ erforderlich sind

S6 Spezialkompetenzen, die fur die Arbeit des gesamten Unternehmens®°® erforderlich
sind

(5) GOG extern nachgefragte fachlich/methodische Expertise

Ein/e Mitarbeiter/in ist jedenfalls dann als auRerhalb der GOG nachgefragte Expertin /
nachgefragter Experte eines Arbeits-/Forschungsschwerpunkts bzw. einer Abteilung®®'®/®'%°
oder eines Fachbereichs™° einzureihen, wenn sie/er

- gegeniiber der interessierten Offentlichkeit als die Ansprechperson fiir den jeweiligen

Themen-/Arbeits-/Forschungsschwerpunkt, Abteilung®®'®®'°® bzw. Fachbereich™® gilt
oder

- regelmafig Vortrage vor Fachpublikum hélt und in Fachzeitschriften publiziert oder
- Mitglied in einem themenspezifisch relevanten, internationalen Fachgremium ist.

S5 auBerhalb der GOG nachgefragte Expertin / nachgefragter Experte eines Themen-/
Arbeits-/Forschungsschwerpunkts bzw. einer Abteilung®®®'%® oder eines Fachbe-
reichs™° der GOG

S6 auRerhalb der GOG nachgefragte Expertin / nachgefragter Experte fiir einen Ge-
schaftsbereichs der GOG

S7 auRerhalb der GOG nachgefragte Expertin / nachgefragter Experte fiir die GOG

® Die GroRe der Abteilung wird auf das ,Stammpersonal“ bezogen, also ohne kurzfristig eingesetztes,
zeitlich befristetes Personal.



Karrierepfade im Sachbearbeiterbereich im Uberblick

Karriere Uber Koordinations-/Fuihrungsaufgaben

Karriere Uiber Spezialkompetenzen/Expertenwissen

Leitung einer grof3en Abteilung, eines

auRerhalb der GOG nachgefragte Expertin /

S7 Geschéftsbereichs bzw. Koordination L -
elnes Projektvolumens > 60 PM nachgefragter Experte fur die GOG
Leitung ei.ner I.(Ieinen Abteilung bzw. Spezialkompetenzen, die fir die Arbeit des auRerhalb der GOG nac.hge.fragte Expej’tin/
S6 Koordination eines Projektvolumens > gesamten Unternehmens®eC erforderlich sind nachgefragt.gr Experte fir einen Geschéftsbe-
30 PM reich der GOG
Koordination eines Projektvolumens Spezialkompetenzen, die fiir die Abwicklung von 225?2?:2 C::: I(EBS Sr;a:&%fl?g;;iﬁ?/e :Irrl;éits-
S5 J Projekten/Aufgaben eines gesamten Geschéfts- getrag P . .
>20PM bereichs®®® erforderlich sind /Forschungsschwerpunkts bzw. einer Abteilun-
g°P'®™®¢ oder eines Fachbereichs™° der GOG
zzlgftstandlge Projektleitung > 10 PM Spezialkompetenzen, die fur die Abwicklung von
S4 R . . Projekten/Aufgaben in mehreren Abteilunge-
selbststéndige Projektleitung besonders ROBIG/BIQG |~ Eochibereichen™ O erforderlich sind
komplexer/herausfordernder Projekte ’
Spezialkompetenzen, die fur die Abwicklung von
S3 selbststéndige Projektleitung < 10 PM Projekten/Aufgaben in einer Abteilung®®®"®®
bzw. einem Fachbereich™® erforderlich sind
selbststéndige Projektmitarbeit®®¢®2C . L
S2 selbststandiges Fordermanagement™° angeleitete Projektleitung
s1 angeleitete Projektmitarbeit®®®®'%¢
FGO

angeleitetes Férdermanagement

Projektmitarbeit®®'¢®1e¢

Fordermanagement™°

Koordination/Leitung®®'®®'e®

GOG intern nachgefragte
Spezialkompetenzen

GOG extern nachgefragte
fachliche/methodische Expertise




Musterbeispiele
Musterbeispiel 1

(S1) Sieler beginnt als Projektmitarbeiter/in am OBIG unter Anleitung einer Mentor/in.
(S2) Sieler arbeitet sodann als Projektmitarbeiter/in selbststandig.

(S3) Sieler Ubernimmt die Koordination eines bzw. mehrerer Projekte < 10 PM.

(S4) Sieler tbernimmt die Koordination mehrerer Projekte > 10 PM.

(S5) Sieler verfiigt iber auRerhalb der GOG nachgefragte Expertise fiir einen Arbeits-
schwerpunkt der GOG.

Karriere Uiber Koordinations-/Fuhrungsaufgaben Karriere liber Spezialkompetenzen/Expertenwissen
S7
S6
S5 —
S4 4

S3 e

= —

S1

CBIGIBIQG/ OBIG/BIQG

GOG intern nachgefragte GOG extern
Spezialkompetenzen nachgefragte
Expertise

Projektmitarbeit Koordination

Fordermanagement™°




Musterbeispiel 2
(S3) Sieler beginnt als Projektkoordinator/in am BIQG.
(S4) Sieler koordiniert ein besonders komplexes/herausforderndes Projekt.

(S5) Sieler leitet eine kleine Abteilung.

Karriere Uber Koordinations-/Fuhrungsaufgaben Karriere Uber Spezialkompetenzen/Expertenwissen
S7
S6
S5 A
S4 A
S3
S2
S1
Projektmitarbeit®®'®®'%®/ Koordinati- GOG intern nachgefragte GOG extern
Fordermanagement™©° on/Leitung®®'®®'%® Spezialkompetenzen nachgefragte
Expertise




Musterbeispiel 3

(S2) Sieler beginnt als Projektmitarbeiter/in am OBIG.

(S3) Sieler koordiniert Projekte < 10 PM.

(S4) Sieler erwirbt spezielle/s Fahigkeiten/Wissen, die fir die Abwicklung von Projekten in

mehreren Abteilungen©®'¢/8/e¢

erforderlich sind.

(S5) Sieler verfugt tiber eine auRerhalb der GOG nachgefragte Expertise fiir einen For-

schungsschwerpunkt der GOG.

(S6) Sieler koordiniert ein Projektvolumen > 30 PM.

Karriere Uiber Koordinations-/Fuhrungsaufgaben Karriere liber Spezialkompetenzen/Expertenwissen
S7
S6 -
S5 P
S3
S2
S1
Projektmitarbeit®®*®'°®/ Koordinati- GOG intern nachgefragte GOG extern
Fordermanagement™° on/Leitung®®'®®'e¢ Spezialkompetenzen nachgefragte
Expertise




Musterbeispiel 4 — Férdermanagerin am FGO:

(S1) Sieler beginnt als Férdermanager/in unter Anleitung einer Mentot/in.

(S2) Sieler arbeitet als (eigenstandige) Férdermanager/in.

(S3) Sieler entwickelt spezielle/s (inhaltliche/s) Fahigkeiten/Wissen, die fur die Projektbetreu-
ung in einem Fachbereich des FGO erforderlich sind.

Karriere liber Koordinations-/Fuhrungsaufgaben Karriere liber Spezialkompetenzen/Expertenwissen
S7
S6
S5
S4
T

S3 i
G5 4
S1

Projektmitarbeit°®'*®'%®/ Koordinati- GOG intern nachgefragte GOG extern

Fordermanagement™° on/Leitung®®'®®'e¢ Spezialkompetenzen nachgefragte

Expertise




Musterbeispiel 5 — Gesundheitsreferent/in

(S4) Sieler arbeitet als Gesundheitsreferent/in am FGO unter Anleitung bzw. tbernimmt
selbststandig Teilaufgaben eines Fachbereiches.

(S5) Sieler arbeitet als (eigenstandige/r) Gesundheitsreferent/in am FGO und damit als

auRerhalb der GOG nachgefragte Expertin / nachgefragte Experte eines Fachbereichs-

FGO des FGO.

(S6) Sieler entwickelte auRerhalb der GOG nachgefragte Expertise fiir den Geschéftsbereich

FGO (Stellvertretung der Geschaftsbereichsleiter/in).

Karriere tiber Koordinations-/Fuhrungsaufgaben Karriere Uiber Spezialkompetenzen/Expertenwissen
S7
S6 A
S5 A
S4
S3
S2
S1
Projektmitarbeit°®'*®'%°/ Koordinati- GOG intern nachgefragte GOG extern
Projektmanagement™° on/Leitung®®'®®'%® Spezialkompetenzen nachgefragte
Expertise




Musterbeispiel 6 — Softwareentwickler/in

(S3) Sieler arbeitet als Softwareentwickler/in.

(S4) Siefer tbernimmt Aufgaben im Rahmen der Softwareentwicklung in mehreren Abteilun-
gen®®I®BIRC bz, Fachbereichen™®.

(S5) Sie/er tbernimmt Aufgaben im Rahmen der Softwareentwicklung, die fur die Arbeit
eines gesamten Geschéftsbereichs®“® erforderlich sind.

(S6) Sieler Ubernimmt die Leitung der IT-Abteilung.

Karriere Uber Koordinations-/Fuhrungsaufgaben Karriere Uber Spezialkompetenzen/Expertenwissen
S7
S6
S5 A
S4 A
S3
S2
S1
Projektmitarbeit®®*®'°®/ Koordinati- GOG intern nachgefragte GOG extern
Projektmanagement™° on/Leitung®®'®®'e¢ Spezialkompetenzen nachgefragte
Expertise




Wien im Dezember 2013
Zl. 1043-5/13

Fir die Gesundheit Osterreich GmbH
Stubenring 6, 1010 Wien

Der Geschaftsfuhrer:

Mag. Georg Ziniel, MSc

Fur die Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus, Papier
Alfred-Dallinger-Platz 1, 1034 Wien

Der Vorsitzende: Der Geschaftsbereichsleiter:

Wolfgang Katzian Karl Proyer

Fur den Wirtschaftsbereich Forschung, Bildung, Kultur

Die Wirtschaftsbereichsvorsitzende: Der Wirtschaftsbereichssekretar:

Doz." Dr." Eva Wilhelm Bernd Kulterer

Fir den zu den Verhandlungen beigezogenen Betriebsrat der GOG

Die Betriebsratsvorsitzende:

Mag.* Gabriele Sax












REGISTER
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§ 10 3) Anrechnung von VOrdienstZeIten ..........coovvvieiiiiiiieiiie e 13
§ 13 (2-5) Krankheit und Unfall ... 15
§ 14 wichtige personliche Grinde ..............ooiiioiiiiiiie e 16

Entlassung siehe Vorzeitige Entlassung
Erwerbsfahigkeit, Minderung siehe Behinderte

Essenszuschuss
ST 7 PP PTPPPRTPPRN 27
Hohe des Essenszuschusses / Anhang C

Fahrtkosten (siehe auch Reisekosten)

§ 38 bei Dienstleistungen am DIENSEON..........cooiiiiiiiiiiiiiie e 28

S 0 T PO P PP P OUPP PPN 291.
Fahrtkostenzuschuss

LS JC 1 PP PP PP 26
Flexible Arbeitszeitgestaltung

S J < T SO UPR TP PO UPPTOPRTOP 9
Flugreisen

§ 40 (65 TSP UU P UPPTOPPRRUP 29

Fortbildung siehe Aus- und Fortbildung



Fortzahlung des Entgeltes (siehe auch Entgeltfortzahlung bei Dienstverhinderung)

§ 5 4) Karfreitag, HI. ADENd, SIIVESET .......cceviieiieceeciece e 9
§ 32 (3) D= 0 FSY 10 o1 - U SRR 26
Freistellung (siehe auch Freizeit sowie Pflegefreistellung)
§ 8 Freistellung im Rahmen eines Sabbaticals ............cccccoiiiiiiiiiiie, 10ff.
Freizeit
§ 14 aus wichtigen personlichen Griinden unter Entgeltfortzahlung.................. 16
§ 27 (3,4) Abgeltung von UDErstunden............cccceovevveiveiereeicreiie e 24
§ 29 Abgeltung VON REISEZEIEN ........cuueiiiiiiiie e 25
§ 32 3) DIENSHUDITAUM ... 26
Funktionszulage
§ 22 1 TP 20
ST T PSPPI 23
Geburt siehe Niederkunft
Gehalt siehe Beziige, Entgelt
Gehaltserhéhung
§ 1 (6) betr. Beschaftigte mit gesonderten Vereinbarungen It. Ubergangs-
DESMMUNGEN (8 44)....oiiiiie ettt 7
ST Y PO PPROTP 23
Gehaltsschema
§ 10 (2) Einstufung, VOrdienStZeIteN.........cooiiiiiiiiiee e 12f.
ST PSP UTPPPRTPPRN 22f.
§ 44 Erléschen von aus dem alten (OBIG-)Gehaltschema resultierenden
Ansprichen bzw. gesonderte Vereinbarungen ..........cccocceeeeeiivciiieneeeees 32
Gehaltsschema / Anhang B
Gehaltsvorschiisse siehe Bezugsvorschiisse
Geltungsbereich des Kollektivvertrags
S PP UTPPPPPPPRP 7
Geschéftsbereichsleiter/innen
§ 1 (4) Geltungsbereich des KolleKtivVertrags ........ccoooviiiiiiiieieeiiiieeeee e 7
§ 7 () Mitwirkung bei Vereinbarungen tber Telearbeit ..o, 9
Geschaftsfuhrer/in, Geltungsbereich des Kollektivvertrags
§ 1 TP 7
Gesundheitsférderung siehe Betriebliche Gesundheitsforderung
Gewerkschaft der Privatangestellten
§ 43 LS o 01T 1] (=Y S 32
Gleitzeitvereinbarung
§ 5 (2) tagliche Normalarbeitszeit im Rahmen einer Gleitzeitvereinbarung ............ 9
Grundstundenlohn
§ 12 4) Berechnung der Uber- bzw. Mehrstundenentlohnung
flr das Urlaubsentgelt ........cooeeoiiiiiiie e 14
§ 27 (2) Berechnung von Grundstundenlohn und Uberstundenentlohnung............ 24
Hochzeit siehe EheschlieRung
Jahrliche Anpassung
§ 34 3) ESSENSZUSCRUSS .....eiiiiiiiiteee ettt e e e e e 27
8§ 36 BEZUGE 1.vveeveeieeetie sttt ettt et te e nre e e e nraeanae s 27
§ 44 3) betr. Angestellte mit gesonderten Vereinbarungen.............cccccceeeviiivinnnen. 32

Jubildum siehe Dienstjubilaum
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Karenz (im Sinne des Mutterschutzgesetzes bzw. Vater-Karenzgesetzes)
§ 11 (1b) Berucksichtigung als Vordienstzeiten bei der Bemessung des

UrlaUDSAUSMARES ...ttt e e e e et e e e e e e e e eaeaeeeaans 14
§ 21 Anrechnung von Kar€NZzeiten ..........cuvviiiiiieiiiiiiee et 19
§ 30 3) betr. SoNderzahluNgen ............ooiii e 25
Kraftfahrzeug, privates
§ 40 4) Benutzung fur dienstliche Fahrten..........cccooiii e, 30
Krankheit, Anzeigepflicht
§ 13 (1 T TRV 15

Dienstzettel, Pkt. 13 / Anhang A
Krankheit, Entgeltfortzahlung

§ 1 (5) betr. Beschaftigte mit anderweitigem Dienstverhaltnis bzw.
freiberuflicher TAtIGKEIT .........ooi i 7
§ 10 3 Anrechnung von VOrdienStZeIten ..........ccooviveiiiiiiee i 13
ST T (7 ) PO TUPPTUP PO TPP PPN 15
Krankheit, Urlaubsunterbrechung
§ 12 (B5) e e 15

Krankheitsfall, nahe Angehdrige siehe Pflegefreistellung
Krankmeldung siehe Krankheit, Anzeigepflicht
Kindigung (vergleiche auch Vorzeitige Entlassung und Vorzeitiger Austritt)

§ 1 (5) betr. Beschéftigte mit anderweitigem Dienstverhéltnis bzw.

freiberuflicher TAtIGKEIT ........cooo e 7
§ 3 (2) iNder Probezeit ... 7
§ 8 (3) F= o] T UioF- | SRS 10
§ 18 durch die/den BesChaftigten...........ccocuiiiiieiii i 17
§ 19 durch die DIENSIGEDENIN ....ccvveie e 18f.
8§ 30 4) o]l [T 2= 1 o] 4T3 To 1= o R 25

Dienstzettel, Pkt. 2 (betr. Probezeit) / Anhang A
Kindigung wahrend Dienstverhinderung, Entgeltfortzahlung

§ 13 [ RSP 15
Kindigungsfrist

§ 8 3) nach Rickkehr aus dem Sabbatical.............cccccevviiiiiniii e, 10

§ 10 4) RV o] (o 11T T =T 1 (=Y o SRR 13

§ 18 bei Kiindigung durch die/den Beschaftigten...........ccccovvvviiinieieeiniiene i, 17

§ 19 bei Kiindigung durch die Dienstgeberin .........ccccveieiniieeiiiee e, 17f.
Lehrlinge

§ 23 (2) BINFEINUNG ..o 22

§ 24 @) EINSTUTUNG ...ttt et esnaesnee s 22

Gehaltschema / Anhang B

Luxemburger Deklaration zur betrieblichen Gesundheitsférderung

S J O PSSP U PP TOTPP PPN 12
Mehraufwand
1T AR 1 7 USSR 28 ff.
Angaben zur finanziellen Abgeltung des Mehraufwandes / Anhang C
Mehrstunden
§ 8 (6d) = (o] 0T 1o | SRR 11
§ 12 (4) Berechnung fir das Urlaubsentgelt.............ccoooiie, 14

Minderung der Erwerbsféhigkeit sieche Behinderte

Mitarbeitergesprache
§ 16 4) AUS- UNd FOrthildung .......coovveiieiie e 17
§ 25 (1, 3) oottt ettt ettt na et en et nenans 23



Mitarbeitervorsorgekasse
Dienstzettel, Pkt. 12 / Anhang A

Mittagessen, -pause
8§ 5 <) TSP URRPRR 9
8§ 34 ESSEBNSZUSCNUSS ... .iieti ettt e e e e e e e e e e s e e e e s st esenaaaees 27

Mutterschutz siehe Karenz

Mutterschutzgesetz

§ 11 (1b) hinsichtlich Anrechnung von Karenzurlauben als Vordienstzeiten

bei der Bemessung des Urlaubsausmales ...........cccccoviiiiiiiiiiiiniiiinen. 14

§ 30 3) betr. Nichtanrechnung des Karenzurlaubes bei den Sonderzahlungen.....25
Nachtfahrten

§ 41 (5) NEAChtigUNGSGEDUNT ...t 30
Néachtigungsgebiihr, -geld

§ 39 () TR PP OURRUPI TSI 28

S 1 PSRV PT ST 30f.

§ 42 REChNUNGSIEGUNG. ..cciiiiiiiiie e 31

Angaben zur finanziellen Abgeltung des Mehraufwandes / Anhang C
Né&chtigungszeit

§ 28 Ausschluss von der Uberstundenentlohnung............ccccceovveeieieciciieiennane. 24
Niederkunft, Freistellung

§ 14 (1 TSP U PR UU P UPRTOPPRRUP 16
Normalarbeitszeit (siehe auch Arbeitszeit)

ST T () PP PP SRR PRSI 9

§ 8 (5c, 6b, c) inder Sabbatical-AnSparzeit ... 11

§ 28 Dienstleistung auBerhalb des DIenstortes .........cccccveeeiiiiiieiiieee e 24

§ 29 Q) REISEZEITEN ... 25
Osterreichisches Bundesinstitut fir Gesundheitswesen (OBIG)

§ 44 Ubergangsbestimmungen; Beschéftigte mit gesonderten

VEreiNDArUNGEN ...t e e e e e 32

Personalakt siehe Personalevidenz

Personalevidenz
S PRSP 8
Dienstzettel, Pkt. 14 / Anhang A
Pflegefreistellung
8§ 14 22 TSRS 16
Pflegekinder
§ 14 @) PHlegefriStEIIUNG . ...veiee et 16
Praktikantinnen / Praktikanten
§ 23 (2) BINFEINUNG .o 22
§ 24 (2) BINSTUFUNG ..ot 22
Gehaltshéhe / Anhang B
Pramien
§ 22 (S PSPPSR 20
Prasenzdienst
§ 10 (2,3) Anrechnung als VOrdienstZeit...........coouiiiiiiiiiiiiiee e 12f.
§ 11 (1a) Anrechnung auf Urlaubsausmal..............oooiiiiiiiiii e 14
8§ 30 (3) betr. SONErzahlUNGEN ........c.cccveiveiee it 25
Probezeit
g8 3 ) TSP URRPRR 7

Dienstzette, Punkte 2 und 3/ Anhang A

Qualifikationsmerkmale siehe Téatigkeits- und Qualifikationsmerkmale
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Rechnungslegung, Mehraufwand

ST O PSSP PO PP TOTPP PPN 31
Reisegebiihren

LTS 1 USROS 28f.

§ 39 (5) VOISCRUSS ...ecvveeiee ettt sttt et e s e s e e te e s teesneesseesnaeenenenneens 29
Reisekosten

8 4D et nres 29f.

§ 42 ADFECRNUNG ...t e e e e e s 31
Reisekostenersatz

§ 39 (@) oottt 28
Reisezeiten

§ 28 Ausschluss von der Uberstundenentlohnung.............ccccoooveeeeieeevenenane. 24

LS4 O PO ST P PR U PP OUPTOPRON 25
Ruhestand

8§ 30 (3) betr. SONErzahlUNGEN ........c.cccveiieiee it 25
Sabbatical

S J - TSP 10ff.

§ 27 (6) Anrechnung von UDErstunden............cc.ceeeeuiiuiiieiieeieieeeese e 24
Sachbearbeiter/innen, Verwendungsgruppen S1 - S7

§ 23 (2) et 21

Gehaltsschema / Anhang B
Schiedsstelle

ST PP P PRSP 32
Schlafwagenbenitzung

§ 40 63 T OO PT R PPRPPRRTRI 29
Sonderurlaub

S PP P PRSP 17
Sonderzahlungen (siehe auch Urlaubs- bzw. Weihnachtssonderzahlungen)

§ 8 (5d) bei vorzeitiger Beendigung der Sabbatical-Ansparzeit ..........c.cccoecvveennen. 11

ST | PO P PP P OTPP PPN 25
Tagesgebuhr (Taggeld)

§ 39 (D) e 28

S 1 USRI 30f.

§ 42 RECNNUNGSIEGUNG.....eviiiiieeiee ettt ste et e e nnae s 31

Angaben zur finanziellen Abgeltung des Mehraufwandes / Anhang C
Tagliche Hochstarbeitszeit siehe Arbeitszeit
Tatigkeits- und Qualifikationsmerkmale

8 23 et 20ff.
Dienstzettel, Pkt. 5/ Anhang A
Taxi
§ 38 (2) KOSEENEISALZ. ...ttt e e e e e e e e eeaeas 28
8§ 40 (5) KOSEENEISALZ. .. .evveteeieiestie et eie e e e ste e st e s e s e s e e e e steesreesseessaesnaeanaeenteeneeens 30
Teilzeitbeschéftigte
§ 6 (1b) Wechsel von Teilzeit- auf Vollzeitbeschaftigung und umgekehrt................. 9
§ 8 @) F= o] T Ui o | SRS 10
8§ 22  (2,3)  DIENSDEZUGE. ... eeeei ettt 20
§ 25 (2) GehaltSErNONUNG ......eiiiiiiiiie e 23
§ 30 Q) Urlaubs- und Weihnachtssonderzahlung ...........ccccccceiiiiiiiinie, 25
Telearbeit
S ST TTUPRTO PP UPPTOTRTOP of.



Todesfall

§ 14 1) FrEISTEIUNG ..ottt ettt ste e e e nneesnaeenee s 16

§ 22 (5) ANSPruch auf DIENSIDEZUGE .....ccvvvvveiieee e s 20
Traineeprogramm / Trainees

§ 23 22 SRR 22

§ 24 (2) Beschéftigungsdauer in der Gehaltsstufe ,Traineeprogramm®.................. 22

Dienstzettel, Pkt. 3/ Anhang A
Gehaltshéhe / Anhang B

Trauung siehe EheschlieBung

Ubergangsbestimmungen

§ 1 (6) betr. Einschrankung des Geltungsbereichs des Kollektivvertrags fir
Beschéftigte mit gesonderten Vereinbarungen (vgl. § 44 Abs. 2)................ 7
8 A e 32
Ubersiedlung, Freistellung
§ 14 (B) e e 16
Uberstunden
§ 12 (4) Berechnung beziglich Urlaubsentgelt ..., 14
8 27 et 23f.
§ 27 (3,4) Berechnung der UberstundenentlonnuNng ..........c.cccceevevvvievereesreeseeenenans 24
8§ 27 (5,6) Abgeltung in Freizeit oder im Rahmen eines Sabbaticals.............c.ccccuuee. 24
§ 27 (7) Verfall der ADGEIUNG .....cooiiiiiiiii e 24
§ 28 bei Dienstleistungen aul3erhalb des Dienstortes..........cccceevvveeeeiniiee e, 24
Umreihung
§ 1 (6) betr. Beschaftigte mit gesonderten Vereinbarungen It. Ubergangs-
DEStIMMUNGEN (8 44)....c e 7
A T (T ) PSSO U PP UPPPPRON 23
Unfall, Anzeigepflicht
§ 13 (B) e e 15
Unfall, Entgeltfortzahlung
§ 10 3) Anrechnung von VordienStZEIteN ... 13
LI T (7 ) PO P PO P PTOUPP PPN 15
Urlaub (vergleiche auch Karenz, Sonderurlaub)
§ 1 (5) betr. Beschaftigte mit anderweitigem Dienstverhaltnis bzw.
freiberuflicher TAIGKEIt ........oviieii i a e 7
§ 8 (5¢) wahrend einer Sabbatical-Ansparzeit...........cccooeeeiiii i 11
§ 11 Anrechnung von Vordienstzeiten fir die Bemessung ..........ccccocvveeiiiiieeenne 13f.
S 12 PP RPP PR PRRP 14f.
§ 12 3) AUSITAN ..ttt e e bt e e st bt e e s be e e e arneeeean 14
§ 12 (4) ENtgeltbereChnuUNg .........oooiiiiiiii e 14
§ 12 (5) Unterbrechung im Krankheitsfall .............ccoooiiiiiii e, 15
§ 15 (1) AusmMal BEhiNAEre........coocuiiiiiiiiii e 16
§ 17 Regelung betr. Sonderurlaub ..............oeeviiiiiiiiii e 17

Dienstzettel, Pkt. 7, 10 / Anhang A
Urlaubsabfindung, -entschadigung

§ 12 [ TSRS 14
Urlaubssonderzahlung

§ 12 T PRSP 14

ST 10 SRR OUPRPTPPR 25

§ 31 @) AUSZANIUNGSIEIMIN .....veiie et e e eeenee e 26
Vater-Karenzgesetz

§ 11 (1b) hinsichtlich Anrechnung von Karenzurlauben als Vordienstzeiten bei der

Bemessung des Urlaubsausmales.........c.ooccvvvieiieeeiiiiiieneeee e sssinineeeea e 14
§ 30 3) betr. Nichteinrechnung des Karenzurlaubs bei den Sonderzahlungen...... 25
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Verschwiegenheitspflicht, besondere
Dienstzettel, Pkt. 15/ Anhang A

Verwaltungsbereich, Verwendungsgruppen V1 - V4
§ 23 22 USROS 21
Gehaltsschema / Anhang B; Kommentierung Verwendungsgruppen Anhang D

Verwendungsgruppen
LSS TSP OUPRRPRR 20ff.
§ 25 (3-5) Umreihung in hdhere VerwendungSgruppe .....o.cceeeviveeeeiiiieeeeiniieeeesieeeens 23

Dienstzettel, Pkt. 5/ Anhang A; Kommentierung Verwendungsgruppen Anhang D
Vordienstzeiten, Anrechnung

L 1 LT TPT 12f.
§ 11 DEtr. UrlauDSAUSMAR .........eveeeeeeee et e e e e et e e e e e e e eaaeeeee s 13f.
§ 24 (3) DEtr. EINSTUFUNG .vviiieeiecie ettt snaesnae s 22

Dienstzettel, Pkt. 7/ Anhang A
Vorschiisse siehe Bezugsvorschisse, Reisegebiihrenvorschiisse
Vorzeitige/r Austritt/Entlassung

8§ 13 (4b) im Krankheitsfall, Entgeltfortzahlung ...........cccocccviiiiieeiiicieee e, 15

§ 30 4) LYo aTo (=T 2= o] 1] Vo =Y o IS 25
Weihnachtssonderzahlung

ST 10 PP UPPPRTPPRN 25

§ 31 (2) AUSZANIUNGSTEIMIIN ... 26
Wirksamkeitsbeginn des Kollektivvertrages

ST L PRSPPSO 32
Wochengeld

§ 30 3) betr. SoNderzahlUNgen ............oooi e 25

Zeitbefristeter Dienstvertrag
§ 3 (2) e et s 7

Zivildienst siehe Prasenzdienst
Zulage siehe Funktionszulage



	Tages- und Nächtigungsgebühren
	Höhe
	Höhe
	Karrierepfade im Sachbearbeiterbereich im Überblick 

